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Vorwort
Andreas Musil hat die Fertigstellung der vorliegenden 6. Auflage nicht mehr erlebt. Er starb kurz vor Abgabe des Manuskripts am 17. Juni 2022 nach langer schwerer Krankheit. Ihm sei das Buch mit tiefem Respekt und großer Dankbarkeit für gut 15 Jahre gemeinsamer Arbeit in verschiedenen Konstellationen gewidmet.
Der neue Fall 10, der den Konflikt zwischen dem BVerfG und dem EuGH bei der Rechtskontrolle der PSPP-Beschlüsse der EZB aufgreift, war unsere gemeinsame Idee. Leider konnte er nur noch wenige Hinweise geben. Die übrigen Fälle wurden überarbeitet und ggf. vor dem Hintergrund neuerer Rechtsprechung ergänzt.
Das Konzept, Rechtsprechungsfälle des EuGH für die Falllösung aufzuarbeiten, wurde beibehalten. Es hat sich nach den Erfahrungen mit den Vorauflagen bewährt. Auch der allgemeine Einführungsteil zu Beginn des Buches wurde beibehalten, weil er nach unserer Auffassung einen schnellen Einstieg in die europarechtliche Falllösung gerade auch für Pflichtfachstudierende ermöglicht.
Herzlich danken möchten wir den Mitarbeiterinnen des Lehrstuhls Dipl.-Jur. Ann-Sophie Letzel und Ass. iur. Marie-Christin Zeise, LL.M. für die umfassende Vorbereitung des neuen Falls 10 und für die Durchsicht des Manuskripts. Zudem gilt mein – unser – Dank dem Verlag und insbesondere Frau Stefanie Kleinschroth, die die Umsetzung des Projektes in bewährter Weise ermöglicht und begleitet hat, aber vor allem auch für das große Verständnis und die menschliche Anteilnahme in dieser schwierigen Situation
Für Hinweise auf Druckfehler, Anregungen und Kritik bin ich wie immer dankbar, am einfachsten per E-Mail an daniel.burchard@uni-potsdam.de.
Potsdam, im Juli 2022
Daniel Burchard


Vorwort zur 1. Auflage
Das vorliegende Buch erweitert die Reihe der Klausurenkurse im Rahmen der „Schwerpunkte“ um das Europarecht. Dieser Lückenschluss war unverzichtbar, gehört doch das Europarecht mittlerweile nicht nur zur Schwerpunktausbildung, sondern – zumindest in Teilen – auch zum Grundwissen im Rahmen des Pflichtfachexamens. Das Buch ist als praktische Ergänzung zum Lehrbuch von Rudolf Streinz (Schwerpunkte „Europarecht“, 8. Aufl. 2008) konzipiert und verweist an den entsprechenden Stellen jeweils auf dieses Lehrbuch. Hervorgegangen ist das Werk aus der langjährigen Erfahrung im Rahmen von universitären Repetitorien. Jeder Fall ist also bereits im Rahmen der Examensvorbereitung an der Universität besprochen worden.
Grundlage jedes Falles oder Fallteils ist in der Regel eine bekannte Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs. Diese Grundkonzeption hat bei den Studierenden in den Repetitorien immer viel Anklang gefunden, weil so die praktische Fallübung verbunden wird mit dem Kennenlernen der maßgeblichen Judikatur. Die Kenntnis der einschlägigen Spruchpraxis ist gerade im Europäischen Gemeinschaftsrecht, das stark richterrechtlich geprägt ist, von entscheidender Bedeutung. Ergänzt wird die Darstellung an passender Stelle durch die wichtigsten Prüfungsschemata. In zwei einführenden Kapiteln werden darüber hinaus die allgemeinen Anforderungen im Rahmen europarechtlicher Klausuren und die wichtigsten Klausurkonstellationen dargestellt.
Danken möchten wir vor allem den Mitarbeitern/-innen und Kollegen/-innen am Lehrstuhl in Potsdam. Besonders zu erwähnen ist die wertvolle Mitarbeit von Herrn Friedrich Hiller von Gaertringen, der zu einigen Falllösungen wesentliche Vorarbeiten erbracht hat. Weiterhin ist die Leistung der studentischen Mitarbeiterinnen Frau Yvonne Nalleweg, Frau Judith Schlimm und Frau Katharina Koch hervorzuheben. Nicht zuletzt gilt unser Dank dem Verlag und insbesondere Frau Alexandra Burrer, die die Umsetzung des Projektes ermöglicht haben.
Für Hinweise auf Druckfehler, Anregungen und Kritik sind wir immer dankbar, am einfachsten per E-Mail an musil@uni-potsdam.de.
Potsdam, im Mai 2008
Andreas Musil 
Daniel Burchard
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Einführung in die Konzeption des Buches
Das vorliegende Buch schließt eine Lücke in den Klausurbänden der Reihe „Schwerpunkte“. Es ist als Ergänzung zu dem Standardwerk von Streinz konzipiert. Die Besonderheit gegenüber den üblichen Fallbüchern zum Europarecht besteht darin, dass zwei Zielgruppen angesprochen werden sollen. Neben den Studierenden des Schwerpunkt- oder Wahlfachbereichs Internationales Recht/Europarecht, deren Bedürfnisse durch das Buch in vollem Umfang abgedeckt werden, sollen auch und insbesondere Pflichtfachstudierende mit ihm arbeiten können. Dadurch wird eine Lücke auf dem Markt für Ausbildungsliteratur geschlossen, da Pflichtfachstudierende oft kaum einschätzen konnten, in welchem Umfang das Europarecht im Rahmen der Prüfung relevant werden könnte.
In diesem Sinne möchte der 1. Teil beiden angesprochenen Zielgruppen die Arbeitsmöglichkeiten mit dem Buch aufzeigen. Während das bei Schwerpunktstudierenden relativ einfach ist – sie können das Buch in vollem Umfang nutzen –, werden für Pflichtfachstudierende diejenigen Stoffgruppen vorgestellt, die in den entsprechenden Klausuren thematisiert werden können. Der 1. Teil endet mit einer detaillierten Arbeitsanleitung, die den Klausurerfolg im Europarecht sichern hilft.
Im 2. Teil werden sodann auf abstrakter Ebene diejenigen Klausurkonstellationen dargestellt und besprochen, die im Unionsrecht relevant werden können. Es geht beispielsweise um die klassische „Grundfreiheiten-Klausur“ oder die „Richtlinien-Klausur“. Hier findet der Leser den allgemeinen Zugang zu klausurrelevanten Fallgestaltungen.
Den Kern des Buches bildet der Klausurteil im 3. Teil. Er enthält 23 Klausuren, denen jeweils Leitentscheidungen des EuGH und anderer Gerichte zugrunde liegen. Der Bezug zu diesen Leitentscheidungen ist wichtig, weil sich auch Rechtsprechung und Literatur immer auf diese Fälle beziehen und sie die Anforderungen in der Prüfung maßgeblich bestimmen. Das Unionsrecht ist stark richterrechtlich geprägt, so dass die Kenntnis der maßgeblichen Entscheidungen und die Entwicklung der Rechtsprechung des EuGH sowie deren Umsetzung in nationales Recht für das Verständnis des Unionsrechts und die Falllösung unabdingbar sind. Entscheidungen des EuGH wurden – anders als bei deutschen Gerichten üblich – jedenfalls bis vor einigen Jahren grundsätzlich mit den vollen Namen der Beteiligten veröffentlicht. Daher sind wegweisende Urteile wie z.B. zur Warenverkehrsfreiheit (Dassonville, Keck), zur Arbeitnehmerfreizügigkeit (Bosmann) oder zur Staatshaftung (Francovich) unter dem Namen einer Partei bekannt geworden. Die vom EuGH, BVerfG etc. entschiedenen Fälle werden klausurtechnisch aufbereitet und um passende Problempunkte ergänzt, so dass jeweils komplette Klausuraufgaben entstehen. Die Verwendungsmöglichkeit als Prüfungsleistung wird jeweils im Rahmen der Vorüberlegungen zu jedem Fall erläutert. Auch die Verwendbarkeit als Schwerpunkt- oder Pflichtfachklausur wird dort angesprochen. Da insbesondere die Grundfreiheiten sowie die Zulässigkeit der Verfahren beim EuGH jeweils nach gleich bleibenden Schemata geprüft werden können, wird der Klausurteil an passender Stelle durch entsprechende Prüfungsschemata ergänzt[1].
Der Band ist auf dem Stand von Juni 2022 und legt der Fallbearbeitung die Verträge (EUV[2] und AEUV[3]) in der Fassung des Vertrags von Lissabon zugrunde, der zum 1.12.2009 in Kraft trat[4]. Die ergänzende Angabe der Artikelnummern nach der Zählung im Vertrag von Nizza zum leichteren Verständnis älterer Entscheidungen wurde seit der 4. Auflage nicht mehr fortgeführt.


1. Teil Europarecht im Schwerpunktbereich und im Pflichtfach

A. Bedürfnisse der Schwerpunkt- und der Pflichtfachstudierenden
1

Das Europarecht wird als Prüfungsgegenstand im Rahmen der ersten und zweiten juristischen Prüfung immer wichtiger. Es verwundert daher nicht, dass es auch im Rahmen der universitären Ausbildung einen breiteren Raum einnimmt als früher. Nahezu jede Fakultät bietet Schwerpunkt- oder Wahlfachbereiche an, deren Gegenstand zumindest zum Teil das Europarecht ist. Europarecht meint hier vor allem das Europarecht im engeren Sinne, also das Recht der Europäischen Union. Zum Europarecht im weiteren Sinne gehört das Recht weiterer europäischer internationaler Organisationen wie dem Europarat, der EFTA und dem EWR[1], wobei davon im Folgenden allein die EMRK als wichtigste Konvention des Europarats eine Rolle spielt.
Aber nicht nur im Schwerpunktbereich ist das Europarecht von Bedeutung, sondern auch im Bereich der Pflichtfachausbildung. Das Deutsche Richtergesetz nennt in § 5a II ausdrücklich europarechtliche Bezüge als Teil des Pflichtkanons im Rahmen des Studiums. Die landesrechtlichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen konkretisieren diese Vorschrift. Dies führt für die Studierenden zu dem Problem, dass sie auch im Pflichtfach europarechtliche Grundkenntnisse erwerben müssen, aber nur selten wissen, was zu diesen Grundkenntnissen gehört. Hier möchte das vorliegende Buch Abhilfe schaffen, indem es diejenigen Themenfelder kennzeichnet, die auch im Pflichtfach verlangt werden können. Die entsprechenden Hinweise und Ausführungen finden sich im 3. Teil jeweils am Anfang eines Falles und im Rahmen der dortigen „Vorüberlegungen“. Außerdem werden die für die Pflichtfachausbildung maßgeblichen Themenfelder sogleich unter C. (Rn. 3 ff.) ausführlich dargestellt und unter D. (Rn. 32) zu einer konkreten „Arbeitsanleitung“ für Pflichtfachstudierende zusammengefasst, die auch auf die entsprechenden Passagen im Lehrbuch von Streinz verweist. Diese „Arbeitsanleitung“ enthält zudem eine Tabelle, in der die für das Pflichtfach relevanten Bereiche zusammengefasst werden. Dort findet sich auch eine Übersicht über die im Klausurteil enthaltenen Prüfungsschemata.
Auch der Aufbau des Klausurteils orientiert sich an den unterschiedlichen Bedürfnissen von Schwerpunkt- und Pflichtfachstudierenden. Anders als die gängigen Lehrbücher beginnt der Fallteil nicht mit den allgemeinen Lehren des Unionsrechts, sondern mit den Grundfreiheiten. Es folgen diejenigen Themengebiete, die auch im Pflichtfach relevant sein können. Zum Ende der Sammlung erfordern die Fälle immer speziellere Kenntnisse des Unionsrechts, die nur noch im Schwerpunktbereich verlangt werden können. Schwerpunktstudierende haben nach dem Durcharbeiten aller Fälle einen Überblick über das examensrelevante Wissen im Europarecht. Studierende im Pflichtfach brauchen nur etwa zwei Drittel der Fälle zu bearbeiten, um das relevante Wissen zu beherrschen.



B. Themenbereiche im Rahmen der Schwerpunktbereichsausbildung
2

Die Anforderungen im Bereich der Schwerpunktausbildung sind mit Blick auf das Recht der Europäischen Union grundsätzlich umfassend. Insoweit kann auf den Inhalt des Lehrbuchs „Europarecht“ von Streinz verwiesen werden. Der Stoff, der dort vermittelt wird, kann auch Gegenstand der Prüfung sein. Im Einzelnen sind bestimmte Stoffgruppen natürlich klausurrelevanter als andere. So liegt ein Schwerpunkt der Klausuren bei den Grundfreiheiten. Wissenslücken in diesem Bereich sollten vermieden werden. Umgekehrt kann vor allem in Bereichen, die stark durch Sekundärrecht geprägt sind, kein umfassendes Wissen verlangt werden. Das gilt beispielsweise für das Agrarrecht.



C. Themenbereiche im Rahmen der Pflichtfachausbildung

I. Themenkatalog
3

Für die Studierenden des Pflichtfachbereichs ist die Beantwortung der Frage von Interesse, welche Stoffgruppen aus dem Bereich des Europarechts auch im Pflichtfach geprüft werden können. Diese Frage kann nicht mit vollkommener Sicherheit beantwortet werden, da im Einzelnen in der Beurteilung durch die Prüfer und Prüfungsämter Differenzen bestehen. Es lassen sich aber näherungsweise bestimmte Themenfelder identifizieren, die mit Sicherheit gefordert werden können. Diese sollen im Folgenden skizziert werden. Es handelt sich dabei um die subjektive Einschätzung der Autoren, die keine Allgemeinverbindlichkeit beanspruchen kann, sondern langjähriger Beobachtung der Ausbildungspraxis entspringt.
Insbesondere handelt es sich um folgende Stoffgruppen:
	•
	Grundlagen der EU, die Unionsorgane und ihre Handlungen (dazu sogleich II./Rn. 4)

	•
	Grundfreiheiten und allgemeine Freizügigkeit (dazu sogleich III./Rn. 5 ff.)

	•
	Europäische Grundrechte (dazu sogleich IV./Rn. 12)

	•
	Verhältnis von nationalem Recht und Unionsrecht (dazu sogleich V./Rn. 13 ff.)

	•
	Prozessuale Fragen bei Fällen mit Unionsrechtsbezug (dazu sogleich VI./Rn. 18 ff.)

	•
	Richtlinien im innerstaatlichen Recht (dazu sogleich VII./Rn. 21 ff.)

	•
	Unionsrechtliche Staatshaftung der Mitgliedstaaten (dazu sogleich VIII./Rn. 25)

	•
	Verwaltungsvollzug und Unionsrecht (dazu sogleich IX./Rn. 26 ff.)





II. Grundlagen der EU, die Unionsorgane und ihre Handlungen
Fall 17; Streinz Rn. 87 ff.
Die Hinweise in den Überschriften der nachfolgenden Darstellung beziehen sich auf die entsprechenden Fälle im Klausurteil bzw. die Randziffern im Europarechts-Lehrbuch von Streinz.
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Die Grundlagen der EU sowie die Unionsorgane (Art. 13–19 EUV) und ihre Handlungen gehören zum Kern dessen, was auch der Pflichtfachstudierende wissen muss. Bevor Klausuren mit Einzelproblemen bewältigt werden können, muss Klarheit über die Struktur der EU, die auf Unionsebene maßgeblichen Akteure und ihr Verhältnis zu den Mitgliedstaaten bestehen. Die Organe der Union sind nach Art. 13 Abs. 1 EUV:
	•
	das Europäische Parlament (Art. 14 EUV, Art. 223 ff. AEUV),

	•
	der Europäische Rat (Art. 15 EUV, Art. 235 f. AEUV),

	•
	der Rat (Art. 16 EUV, Art. 237 ff. AEUV),

	•
	die Europäische Kommission („Kommission“, Art. 17 EUV, Art. 244 ff. AEUV),

	•
	der Gerichtshof der Europäischen Union (Art. 19 EUV, Art. 251 ff. AEUV),

	•
	die Europäische Zentralbank (EZB, Art. 13 III EUV, Art. 282 ff. AEUV) und

	•
	der Rechnungshof (Art. 13 III EUV, Art. 285 ff. AEUV).


Die diesbezüglichen Fragen eignen sich allerdings mehr für mündliche Prüfungen im Pflichtfach, nicht so sehr für Klausursachverhalte. So wird etwa das komplexe Verfahren der Rechtsetzung in der Union kaum Gegenstand einer Klausuraufgabe im Pflichtfachexamen sein können. Im Schwerpunkt dagegen könnte das vereinfachte Verfahren zur Änderung der Verträge nach Art. 48 VI AEUV Teil einer Klausur werden, zumal es in der grundlegenden Entscheidung des EuGH zum ESM eine wesentliche Rolle spielt[2]. Auch das Verhältnis der Organe zueinander wirft häufig derart spezielle Fragen auf, dass ihre Kenntnis im Pflichtfachexamen nicht erwartet werden kann. Die oben genannten Fälle sind mit ihren Fragen daher vor allem an Schwerpunktstudierende adressiert. Im Ergebnis sind die hier zu lernenden Fakten zwar Grundlage alles Weiteren, nicht aber selbst Kerngegenstand der Pflichtfachprüfung auf dem Gebiet des Europarechts. Deshalb beginnt der Klausurteil dieses Buches auch nicht mit diesen institutionellen Fragen, sondern mit den Grundfreiheiten.
In den Fragenkreis „Grundlagen der Union“ bzw. des Unionsrechts lässt sich auch der sog. „Brexit“ einreihen, d.h. der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der EU am 31. Januar 2020[3]. Mittlerweile ergeben sich die Beziehungen zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU aus dem „Handels- und Kooperationsabkommen“, das am 1. Mai 2021 in Kraft trat[4]. Nach seinem Art. 1 wird damit „die Grundlage für umfassende Beziehungen zwischen den Vertragsparteien in einem Raum des Wohlstands und der guten Nachbarschaft geschaffen, der sich durch enge, friedliche Beziehungen auf der Grundlage der Zusammenarbeit auszeichnet und die Autonomie und Souveränität der Vertragsparteien wahrt.“
In juristischer Hinsicht ist vor allem auf das Wightman-Urteil des EuGH vom 10.12.2018 hinzuweisen[5]. Auf Vorlage des schottischen Court of Session ging es um die – vom EuGH im Ergebnis grds. bejahte – Frage, ob, unter welchen Bedingungen und mit welchen Rechtsfolgen die Mitteilung über den beabsichtigten Austritt (Art. 50 II 1 EUV) zurückgenommen werden kann. Das Urteil ist auch deswegen lesenswert, weil es in den Rn. 44 ff. grundlegende Aussagen zum Charakter und zur Auslegung des Unionsrecht enthält.



III. Grundfreiheiten und allgemeine Freizügigkeit

1. Allgemeines
Streinz Rn. 820 ff.
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Die Grundfreiheiten der Art. 28 ff. AEUV bilden den Kernbestand dessen, was in Klausuraufgaben im Pflichtfachexamen gefordert werden kann. Sie lassen sich unproblematisch in jede öffentlich-rechtliche, aber auch zivilrechtliche Fallgestaltung integrieren. Dies hat seinen Grund darin, dass die Grundfreiheiten auch innerstaatlich unmittelbar gelten und dem nationalen Gesetzesrecht im Rang vorgehen. So kann es zur Unanwendbarkeit einer nationalen Rechtsnorm kommen, wenn sie mit Grundfreiheiten kollidiert. Die Anwendung der Grundfreiheiten setzt allerdings voraus, dass die in Rede stehende Maßnahme einen grenzüberschreitenden Bezug aufweist. Rein innerstaatliche Sachverhalte liegen grundsätzlich außerhalb des Anwendungsbereichs der Grundfreiheiten[6].
Bei der Anwendung der Grundfreiheiten ist immer darauf zu achten, ob bereits eine unionsrechtliche Harmonisierung durch Richtlinien oder Verordnungen erfolgt ist. Gibt es bereits sekundäres Unionsrecht (Richtlinien, Verordnungen), das bestimmte nationale Vorschriften vereinheitlicht, so ist das nationale Gesetz vorrangig an diesem und nicht an den Grundfreiheiten zu messen. Dies entspricht der Vorgehensweise im deutschen Recht, nach der Rechtsfälle in der Regel anhand der einfachen Gesetze und Verordnungen und nicht unmittelbar nach dem Grundgesetz entschieden werden, sofern es sich nicht um spezielle verfassungsrechtliche Fragen handelt. Allerdings kann in einer Pflichtfachklausur nicht die Kenntnis von speziellem Sekundärrecht erwartet werden, so dass der Aufgabensteller hier entsprechende Hinweise geben müsste. So sind beispielsweise bei den Fällen 11 und 12 Auszüge aus den maßgeblichen Richtlinien abgedruckt.

Im Einzelnen sind die folgenden Grundfreiheiten relevant:



2. Warenverkehrsfreiheit, Art. 28 ff., 34 AEUV
Fälle 1, 2, 9, 17 und 22; Streinz Rn. 894 ff. 
Prüfungsschema: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 1 (Rn. 86)

6

Die Warenverkehrsfreiheit kann zum einen durch Zölle und Abgaben, zum anderen durch mengenmäßige Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkungen i.S.d. Art. 34 AEUV eingeschränkt werden. In der Klausur ist vor allem die letztere Fallgruppe von Bedeutung, weshalb Zölle und Abgaben im Folgenden keine Rolle spielen. Die Prüfung von mengenmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung wird vor allem im Zusammenhang mit nationalen Produktvorschriften, aber auch Werbe- und Vertriebsbeschränkungen relevant. In der Regel geht es dabei um Beschränkungen bei der Einfuhr, d.h. durch den Staat, in dem die Waren verkauft oder genutzt werden sollen[7].
Beispiele:
Reinheitsgebot für Bier, Schutz von Produktbezeichnungen wie „Thüringer Rostbratwurst“, Vorschriften gegen irreführende Werbung, Werbeverbote, Ladenschlussregelungen.

Für die Prüfung von Einschränkungen der Warenverkehrsfreiheit und deren Rechtfertigung hat der EuGH insbes. in den Entscheidungen Dassonville, Cassis de Dijon, Keck und Kommission./.Italien (Kradanhänger) eine differenzierte Rspr. entwickelt, die auch im Pflichtfach beherrscht werden muss.



3. Arbeitnehmerfreizügigkeit, Art. 45 AEUV
Fälle 5 und 8; Streinz Rn. 939 ff. 
Prüfungsschema: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 5 (Rn. 203)

7

Mit den Vorschriften über die Arbeitnehmerfreizügigkeit und dem dazu ergangenen Sekundärrecht, insbesondere der VO (EU) Nr. 492/2011 vom 5.4.2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union[8], können vor allem nationale Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen, aber auch Vorschriften über soziale Vergünstigungen oder steuerliche Belastungen für Arbeitnehmer in Widerspruch geraten.
Beispiele:
Aufenthaltsgesetz, Arbeitslosengeld, Steuervorschriften für Arbeitnehmer, die nach dem Wohnort differenzieren (dazu Fall 5).

Zu prüfen ist immer, ob der Betreffende „Arbeitnehmer“ i.S.d. Arbeitnehmerfreizügigkeit oder eine Person ist, die (insbes. nach der VO (EU) Nr. 492/2011, ggf. auch in Verbindung mit der RL 2004/38/EG[9]) Rechte als Familienangehöriger eines Arbeitnehmers geltend machen kann. Ist das nicht der Fall, leitet der EuGH in jüngerer Zeit verstärkt vergleichbare Rechte auch aus dem allgemeinen Freizügigkeitsrecht gem. Art. 21 AEUV ab (siehe sogleich unter Rn. 11).



4. Niederlassungsfreiheit, Art. 49 AEUV
Fälle 3, 4, 6 und 7; Streinz Rn. 951 ff. 
Prüfungsschema: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 3 (Rn. 140)
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Die Niederlassungsfreiheit bildet das Pendant zur Arbeitnehmerfreizügigkeit im Bereich der Selbstständigen. Wer sich dauerhaft in einem anderen Mitgliedstaat niederlassen will, kann sich auf Art. 49 AEUV berufen. Wie Art. 45 AEUV gewährt die Niederlassungsfreiheit nicht nur das Recht zum bloßen Aufenthalt, sondern zahlreiche Begleitrechte. An ihrem Maßstab sind auch nationale Vorschriften zu messen, die den Zugang zu bestimmten Berufen reglementieren.
Beispiele:
Aufenthaltsgesetz, berufliches Standesrecht, Handwerksordnung (dazu Fall 3).

Gemäß Art. 54 AEUV gilt die Niederlassungsfreiheit auch für Gesellschaften. Dies hat zur Folge, dass auch das internationale Gesellschafts- und Steuerrecht in den Blickpunkt des Unionsrechts gerät. Hier können im Rahmen der Pflichtfachprüfung aber nur Grundkenntnisse erwartet werden.
Beispiele:
Grenzüberschreitende Sitzverlegung von Gesellschaften (dazu Fall 7), Internationales Steuerrecht.




5. Dienstleistungsfreiheit, Art. 56 AEUV
Fälle 3, 4, 16, 17 und 22; Streinz Rn. 958 ff. 
Prüfungsschema: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 3 (Rn. 139)

9

Die Dienstleistungsfreiheit stellt im Rahmen der Personenverkehrsfreiheiten die subsidiäre Auffangfreiheit dar. Daher muss zunächst immer besonders geprüft werden, ob eine andere Grundfreiheit zur Anwendung kommt. Der Anwendungsbereich der Dienstleistungsfreiheit liegt vor allem bei den selbstständigen Tätigkeiten, die – in Abgrenzung zu einer auf Dauer angelegten Niederlassung[10] – nur vorübergehend über die Grenze eines Mitgliedstaats hinaus erbracht werden. Diese Tätigkeiten werden vom Unionsrecht in weitem Umfang gewährleistet, so dass mitgliedstaatliche Vorschriften häufig an Art. 56 AEUV zu messen sind. In der Praxis lassen sich vier Hauptformen der Dienstleistungsfreiheit unterscheiden: Die „aktive“ Dienstleistungsfreiheit, bei der der Dienstleistende die Grenze überschreitet, die „passive“ Dienstleistungsfreiheit, bei der der Dienstleistungsempfänger die Grenze überschreitet, und die sog. „Korrespondenzdienstleistungen“, bei der nur die Dienstleistung selbst die Grenze überschreitet. Die vierte Form bilden die sog. „auslandsbedingten“ Dienstleistungen, bei denen sich der Dienstleistende und der Empfänger in einen dritten Mitgliedstaat begeben oder bei denen sich nur der Dienstleistende im Auftrag des anderen in einen dritten Mitgliedstaat begibt[11].
Beispiele:
Beschränkungen grenzüberschreitender Handwerker- und Bauleistungen (dazu Fall 3), Anbieten von Glücksspielen über das Internet (dazu Fall 4), Beschränkungen der grenzüberschreitenden Inanspruchnahme von Dienstleistungen wie Versicherungen, Bankdienstleistungen, Heilbehandlungen usw.

Die Dienstleistungsfreiheit ist zwar eine Personenverkehrsfreiheit, korrespondiert aber insbesondere mit der Warenverkehrsfreiheit, weil sie nicht-verkörperte Leistungen in ihren Anwendungsbereich aufnimmt, während körperliche Gegenstände als „Waren“ von Art. 34 AEUV erfasst werden. Werden Dienstleistungen und Waren gemeinsam angeboten, beispielsweise durch einen Handwerker, der Küchenmöbel liefert und diese auch einbaut, ist im Einzelfall danach abzugrenzen, ob sich die Leistungen trennen lassen (dann Zuordnung der einzelnen Leistungen zu den verschiedenen Grundfreiheiten) oder so unlösbar miteinander verbunden sind, dass eine solche Trennung nicht möglich ist (dann Zuordnung zu einer Grundfreiheit nach dem Schwerpunkt der Tätigkeit)[12].



6. Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit, Art. 63 AEUV
Streinz Rn. 971 ff.  
Prüfungsschema: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 3 (Rn. 141)
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Die letzte der Grundfreiheiten des AEUV ist die Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit. Während die Zahlungsverkehrsfreiheit nur Ergänzungsfunktion zu den anderen Grundfreiheiten besitzt, kommt der Kapitalverkehrsfreiheit ein eigenständiger Schutzbereich zu. Sie ist erst durch den Vertrag von Maastricht im Jahr 1993 zur gleichwertigen Grundfreiheit aufgestiegen und seither vor allem für den grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr immer wichtiger geworden, insbesondere als Maßstab für das Internationale Steuerrecht und das Gesellschaftsrecht. Daher gewinnt sie inzwischen auch in der Praxis des EuGH zunehmend an Bedeutung. Für die Ausbildung spielt sie dagegen nach wie vor nur eine untergeordnete Rolle, so dass sich die folgenden Ausführungen nicht näher mit ihr befassen und ihr auch kein eigener Fall gewidmet wurde.



7. Allgemeine Freizügigkeit und Diskriminierungsverbot, Art. 18 und 21 AEUV
Fälle 8, 19, 22 und 23; Streinz Rn. 1027 ff.

11

In den letzten Jahren hat die allgemeine Freizügigkeit gem. Art. 21 AEUV an Bedeutung gewonnen. Das im Zusammenhang mit der Unionsbürgerschaft geschaffene Freizügigkeitsrecht besaß neben den Grundfreiheiten der Art. 28 ff. AEUV zunächst keine eigenständige Bedeutung. Der EuGH begann allerdings, aus der Freizügigkeit im Zusammenspiel mit dem allgemeinen Diskriminierungsverbot (Art. 18 AEUV) Rechte abzuleiten, die all jenen zugute kommen sollten, die sich nicht auf die „klassischen“ Grundfreiheiten berufen können. Das gilt insbesondere für die Personengruppen der Studierenden und der Rentner, die nicht zu den „Arbeitnehmern“ i.S.d. Art. 45 AEUV zählen. Mittlerweile reicht dem EuGH Art. 21 AEUV als alleinige Anspruchsgrundlage aus. Betroffen sind vor allem mitgliedstaatliche Vorschriften, die einerseits die Einreise behindern, andererseits soziale Vergünstigungen für Nicht-Begünstigte der Personenverkehrsfreiheiten versagen. In Deutschland werden die Einreise und der Aufenthalt von Unionsbürgern u.a. durch das „Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern (FreizügG/EU)“ geregelt[13].
Beispiele:
Studienbeihilfen (BAföG) nur für Inländer (dazu Fall 8), PKW-Maut (dazu Fall 22), steuerliche Diskriminierung bei der Altersvorsorge, ALG II für EU-Ausländer (dazu Fall 23) und Sozialhilfe für Obdachlose[14].




IV. Europäische Grundrechte
Fälle 9, 17 und 20; Streinz Rn. 757 ff.
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Das zweite wichtige Themenfeld für Pflichtfachstudierende bilden die Grundrechte des Unionsrechts. Sie wurden ursprünglich entwickelt, um im Kompetenzstreit des Europäischen Gerichtshofs mit einigen Verfassungsgerichten der Mitgliedstaaten eine Lösung zu finden. Es ging darum, Grundrechtsverbürgungen zu schaffen, die auch die Unionsorgane binden. Mittlerweile werden die Grundrechte auch in anderen Konstellationen relevant, etwa wenn die Mitgliedstaaten Unionsrecht vollziehen, oder als Korrektiv bzw. Schranke bei der Anwendung der Grundfreiheiten.
Beispiele:
Grundrechtswidrigkeit von Verordnungen, Bananenmarktordnung, Autobahn-Blockade (dazu Fall 9), Datenschutz (dazu Fall 20).

Durch den Vertrag von Lissabon wurden die Unionsgrundrechte auf eine neue Grundlage gestellt[15]. Gemäß Art. 6 I EUV erkennt die Union die Rechte, Freiheiten und Grundsätze der Grundrechte-Charta der Union (GRC)[16] an. Diese Charta und die Verträge (EUV und AEUV, s. Art. 1 III EUV) sind nunmehr rechtlich gleichrangig (vgl. Art. 6 I Hs. 2 EUV). Außerdem ordnet Art. 6 II 1 EUV den Beitritt der EU zur EMRK an[17]. Und nach Art. 6 III EUV sind die Grundrechte, wie sie in der EMRK gewährleistet sind und wie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, Teil des Unionsrechts.
Die EMRK aus dem Jahr 1950 ist die wichtigste Konvention im Rahmen des 1949 gegründeten Europarats, dem derzeit 46 Mitglieder angehören, darunter alle Mitgliedstaaten der EU. In Deutschland ist sie am 3.9.1953 in Kraft getreten und hat dort den Rang eines (einfachen) Gesetzes[18]. Mit dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR, Art. 19 ff. EMRK) mit Sitz in Straßburg verfügt sie über ein eigenes Gericht. Vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon und der Verbindlichkeit der GRC hat der EuGH die EMRK schon seit den 1970er Jahren als wichtige Rechtserkenntnisquelle für den Grundrechtsschutz im damaligen Gemeinschaftsrecht herangezogen, da ab 1974 alle EG- bzw. EU-Mitgliedstaaten zugleich auch Mitglieder der EMRK waren (siehe dazu sogleich unten)[19]. Wichtige Impulse der EMRK für das deutsche Recht gaben z.B. die nach Caroline von Monaco benannte sog. „Caroline-Rspr.“ zum Recht am eigenen Bild bzw. zum Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens (Art. 8 EMRK) und die Entscheidungen zur strafrechtlichen (nachträglichen) Sicherungsverwahrung (Art. 5 und 7 EMRK)[20]. Zudem ist das Streikverbot für deutsche Beamte vor dem Hintergrund des Art. 11 EMRK in Frage gestellt, vom BVerfG aber bestätigt worden[21].

Wie die verschiedenen Verbürgungen aus Art. 6 EUV zueinander stehen, ist noch nicht abschließend geklärt (siehe aber Art. 52 GRC)[22]. Bei der Anwendung der Grundrechte aus der GRC, EMRK und den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen kann als Faustformel gelten, dass Schutzbereich, Eingriffe und Rechtfertigung nach ähnlichen Maßstäben gehandhabt werden wie im nationalen Recht[23]. Es bestehen indes auch Unterschiede, die hier nicht im Einzelnen nachvollzogen werden können.
Vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages waren die Grundrechte des Unionsrechts nicht kodifiziert. Die GRC war nicht verbindlich, der EMRK durfte die EU nicht beitreten[24]. Der EuGH hat aber schon früh die Notwendigkeit eines europäischen Grundrechtsschutzes erkannt und stellte bereits 1970 fest[25]: „Die Beachtung der Grundrechte gehört zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern hat. Die Gewährleistung dieser Rechte muss zwar von den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten getragen sein, sie muss sich aber auch in die Struktur und die Ziele der Gemeinschaft einfügen.“ Um der Bindung der EG an den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit Genüge zu tun, sah sich der EuGH gehalten, Gemeinschaftsgrundrechte im Wege der Rechtsfortbildung als allgemeine Rechtsgrundsätze des Primärrechts zu entwickeln[26], um so Inhalt und Schranken der europäischen Grundrechte zu ermitteln. Im Laufe der Zeit hat er für nahezu alle Lebensbereiche Grundrechtsverbürgungen statuiert, die denen des Grundgesetzes vergleichbar sind[27]. Auf der Grundlage dieser Rspr. ordnete der Vertrag von Maastricht über die Europäische Union vom 7.2.1992 in Art. 6 II an, dass die Grundrechte aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten und der EMRK herzuleiten sind. Im Ergebnis entstand auf diese Weise ein Grundrechtskanon, der dem des Grundgesetzes ähnlich ist[28].
Die Verbindlichkeit der GRC führt dazu, dass sie seit 2009 auch in der Rspr. des EuGH eine zunehmende Rolle spielt. Dies gilt z.B. für den Datenschutz nach Art. 7 und 8 GRC[29], aber auch für den Anspruch auf effektiven Rechtsschutz gem. Art. 47 GRC[30] oder die Frage der Drittwirkung von Art. 27 GRC im Arbeitsrecht[31].
Entscheidend ist hierbei der Begriff der „Durchführung des Rechts der Union“ i.S.d. Art. 51 I 1 GRC, den der EuGH im Fall Åkerberg Fransson zunächst sehr weit ausgelegt hat[32]. Das BVerfG hat einem sehr weiten Verständnis der „Durchführung des Unionsrechts“ eine klare Absage erteilt. Die Entscheidung dürfe nicht in einer Weise verstanden und angewendet werden, nach der für eine Bindung der Mitgliedstaaten durch die in der GRC niedergelegten Grundrechte der EU jeder sachliche Bezug einer Regelung zum bloß abstrakten Anwendungsbereich des Unionsrecht oder rein tatsächliche Auswirkungen auf dieses ausreiche. Vielmehr führe der EuGH auch in dieser Entscheidung ausdrücklich aus, dass die Europäischen Grundrechte der Charta nur in unionsrechtlich geregelten Fallgestaltungen, aber nicht außerhalb derselben Anwendung finden[33].
Inzwischen hat der EuGH seinen „weiten“ Ansatz für die Bindung der Mitgliedstaaten grds. bestätigt[34], aber gleichzeitig versucht, Kriterien für die Anwendung der GRC zu entwickeln[35]. Der Begriff der „Durchführung des Rechts der Union“ i.S.v. Art. 51 GRC für Handlungen im Anwendungsbereich des Unionsrechts verlange u.a. einen hinreichenden Zusammenhang von einem gewissen Grad, der darüber hinausgeht, dass die fraglichen Sachbereiche benachbart sind oder der eine von ihnen mittelbare Auswirkungen auf den anderen haben kann[36]. 
Zudem wirft die Anwendung der GRC insbes. hinsichtlich der Reichweite der Grundrechtsbindung der Mitgliedstaaten nach Art. 51 I GRC neue Fragen auf[37]. Hier könnten zukünftig wieder verstärkt Konflikte zwischen dem EuGH und dem BVerfG hinsichtlich der Grundrechtskontrolle von nationalen Maßnahmen auftreten, die durch die Solange-Rspr. zumindest für die Praxis geklärt schienen. In zwei Entscheidungen zum „Recht auf Vergessen“ hat das BVerfG seine Rspr. zum Verhältnis des deutschen Grundrechtsschutzes nach dem GG zum europäischen Grundrechtsschutz durch die GRC und zur eigenen Prüfungskompetenz in (auch) durch europäisches Recht determinierten Grundrechtsfällen inzwischen weiter präzisiert und prüft nunmehr ggf. auch selbst anhand der GRC[38].
Unklar ist gegenwärtig auch, ob und zu welchen Bedingungen die EU der EMRK beitritt bzw. überhaupt beitreten kann. Mit seinem gem. Art. 218 XI AEUV erstatteten Gutachten kam der EuGH im Jahr 2014 zu dem Schluss, dass das geplante Beitrittsabkommen[39] nicht mit Art. 6 II EUV und dem Protokoll (Nr. 8) zu Art. 6 II EUV vereinbar ist[40].
Auf absehbare Zeit ist der Beitritt der EU zur EMRK und damit die Erfüllung der Verpflichtung aus Art. 6 II EUV blockiert[41], auch wenn im Jahr 2020 neue Verhandlungen zwischen der EU und dem Europarat aufgenommen wurden[42].
Bei der Anwendung der europäischen Grundrechte kann als Beobachtung festgehalten werden, dass der EuGH dazu neigt, Maßnahmen der Unionsorgane an milderen Maßstäben zu messen als mitgliedstaatliche Maßnahmen, auch wenn sich seit dem Vertrag von Lissabon eine Richtungsänderung i.S. einer stärkeren Kontrolle der Unionsakte anzudeuten scheint[43]. Das ist zwar vor dem Hintergrund der integrationspolitischen Zielsetzung verständlich, mit Blick auf die dogmatische Konsistenz und Akzeptanz des Unionsrechts langfristig aber nicht hinnehmbar[44], weil die Union ebenso an das Primärrecht gebunden ist wie die Mitgliedstaaten.
Eine mit den europäischen Grundrechten zusammenhängende Frage betrifft die Anwendbarkeit der Grundrechte des Grundgesetzes auf Fälle mit Unionsrechtsbezug. Diese Frage ist seit Jahrzehnten stark umstritten und wird sogleich unter Rn. 15 behandelt.



V. Verhältnis von nationalem Recht und Unionsrecht

1. Allgemeines
Fälle 6, 10, 11, 12, 13 und 23; Streinz Rn. 198 ff.
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Einen weiteren wichtigen Themenschwerpunkt im Rahmen der Pflichtfachprüfung kann das Verhältnis von nationalem (Verfassungs-)Recht und Europarecht bilden[45]. Hier muss in mehrfacher Hinsicht differenziert werden. Zunächst ist es wichtig, die Grundzüge des Verhältnisses beider Rechtsordnungen zu beherrschen.
Dieses Verhältnis kann aber auch konkrete Problemkonstellationen hervorbringen, die klausurrelevant sind. Im Einzelnen kann wie folgt differenziert werden:
	•
	Unionsrecht und einfaches nationales Recht (dazu sogleich 2./Rn. 14)

	•
	Sekundäres Unionsrecht und Grundrechte des Grundgesetzes  
(dazu sogleich 3./Rn. 15)

	•
	Ultra-vires-Akte bzw. ausbrechende Rechtsakte des Unionsrechts  
(dazu sogleich 4./Rn. 16)

	•
	Primäres Unionsrecht und Grundgesetz (dazu sogleich 5./Rn. 17)





2. Unionsrecht und einfaches nationales Recht
Fälle 6, 11, 12, 13 und 23; Streinz Rn. 207 ff.

14

Diese Fallgruppe ist relativ unproblematisch zu lösen, weil nach allen vertretenen Auffassungen (wenn auch mit unterschiedlicher dogmatischer Begründung) ein Vorrang des Unionsrechts vor nationalem Recht besteht. Allerdings fragt sich, ob die entsprechenden Unionsrechtsakte auch unmittelbar anwendbar sind, also innerstaatlich von Behörden und Gerichten wie nationales Recht zu beachten sind. Das ist bei Primärrecht und Verordnungen uneingeschränkt zu bejahen, bei Richtlinien dagegen problematisch (dazu sogleich unter Rn. 21 ff.).
Mit Blick auf den sog. „Brexit“ hat der EuGH festgestellt, dass die Mitteilung eines Mitgliedstaats über seine Absicht, gemäß Art. 50 EUV aus der Union auszutreten, nicht die Aussetzung der Anwendung des Unionsrechts in diesem Mitgliedstaat bewirkt. Folglich bleiben die unionsrechtlichen Vorschriften in diesem Staat bis zu seinem tatsächlichen Austritt aus der Union vollumfänglich in Kraft[46].



3. Sekundäres Unionsrecht und Grundrechte des Grundgesetzes
Fall 12; Streinz Rn. 250 ff.

15

In der Frage nach dem Verhältnis von sekundärem Unionsrecht und den Grundrechten des Grundgesetzes liegt ein klausurrelevantes Problemfeld, das auch von Pflichtfachstudierenden beherrscht werden muss. Während das BVerfG es früher für möglich hielt, auch Gemeinschaftsrechtsakte an den Grundrechten des Grundgesetzes zu messen („Solange I“ vom 29.5.1974), übt es seine diesbezügliche Kompetenz seit seiner „Solange II“-Entscheidung aus dem Jahr 1986 grundsätzlich nicht mehr aus[47]. Gleichwohl flammt mit jeder neuen brisanten Entscheidung der Unionsorgane der Streit in der Literatur wieder auf.
Beispiele:
Solange-Rspr. des BVerfG, Bananenmarktordnung-Beschluss des BVerfG[48].




4. Ultra-vires-Akte bzw. ausbrechende Rechtsakte des Unionsrechts
Fälle 10 undl 12; Streinz Rn. 232 ff.

16

Mit der soeben geschilderten Konstellation verwandt ist das sog. „Ultra vires“-Handeln der Organe der EU. Die Erfassung dieser Fallgruppe mit den Begriff ultra vires ist seit dem Lissabon-Urteil des BVerfG[49] üblich[50]. Der Begriff löst den aus dem Völkerrecht stammenden früheren Sprachgebrauch vom „ausbrechenden Rechtsakt“ ab, ohne dass sich in der Sache etwas geändert hat[51]. Hier geht es um Maßnahmen der Unionsorgane, die nach Lesart des innerstaatlichen Rechts nicht von der Kompetenzübertragung an die EU (bzw. früher auch die EG) gedeckt sind. Denn die Organe dürfen nur im Rahmen der Verbandskompetenz der EU sowie ihrer eigenen Organkompetenz tätig werden. Überschreiten sie diese Grenzen, so handeln sie „ultra vires“, also außerhalb ihres rechtlichen Dürfens[52]. In einem solchen Fall könnte das BVerfG diese Rechtsakte für unbeachtlich erklären[53]. Es prüft im Rahmen der Ultra-vires-Kontrolle, ob Maßnahmen von Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU die Grenzen des demokratisch legitimierten Integrationsprogramms nach Art. 23 I 2 GG offensichtlich und in strukturell bedeutsamer Weise überschreiten und dadurch gegen den Grundsatz der Volkssouveränität verstoßen. Die Ultra-vires-Kontrolle leitet sich aus Art. 79 III GG ab und ist zurückhaltend und europarechtsfreundlich auszuüben[54]. Auch diese Fallgruppe muss Pflichtfachstudierenden geläufig sein. Das Vorliegen eine Ultra-vires-Aktes wurde vom BVerfG u.a. im Zusammenhang mit der Auslegung des Unionsrechts durch den EuGH zur Bindung der Mitgliedstaaten an die GRC (Fall Åkerberg Fransson) bzw. im Urteil zum OMT-Programm der EZB problematisiert, im Ergebnis aber jeweils abgelehnt[55]. In seinem Beschluss zum Staatsanleihenankaufsprogramm der EZB (PSPP) hat es im Mai 2020 gleich zwei Ultra-vires-Akte festgestellt und sich über die Vorabentscheidung des EuGH hinweggesetzt[56].
Beispiele:
Dienst von Frauen in bewaffneten Verbänden der Bundeswehr[57], Honeywell-Beschluss des BVerfG[58], Antiterrordatei-Urteil des BVerfG, OMT-Urteil des BVerfG, PSPP-Beschluss des BVerfG (dazu Fall 10).




5. Primäres Unionsrecht und Grundgesetz
Streinz, Rn. 232 ff.

17

Verstößt primäres Unionsrecht gegen das Grundgesetz, so kann dies vor dem BVerfG gerügt werden. Prüfungsmaßstab sind vor allem die Art. 23 I und 79 III GG (sog. Identitätskontrolle), aber auch Abgeordnetenrechte aus Art. 38 I GG bzw. der daraus vom BVerfG abgeleitete „Anspruch auf demokratische Selbstbestimmung“ der Bürger. Auch dieser Fall kann Gegenstand einer Pflichtfachklausur sein.
Beispiele:
Urteile des BVerfG zu den Verträgen von Maastricht bzw. Lissabon[59].




VI. Prozessuale Fragen bei Fällen mit Unionsrechtsbezug
18

Von besonderem Gewicht sind auch die prozessualen Fragen im Zusammenhang mit Unionsrecht. Hier ist zu beachten, dass das Unionsrecht sowohl von den Gerichten der Union – EuGH, Gericht[60] sowie seit dem Vertrag von Lissabon auch den Fachgerichten[61] des Gerichtshofs – als auch von den Gerichten der Mitgliedstaaten anzuwenden ist. Prozessuale Fragen werden also im Unionsrecht und im nationalen Recht relevant.



1. Rechtsschutz vor europäischen Gerichten
Fälle 14, 17, 18, 21 und 22; Streinz Rn. 628 ff.

19

Der Rechtsschutz vor europäischen Gerichten ist grundsätzlich nur gegen Akte der Unionsorgane zulässig. Das führt dazu, dass Einzelpersonen in der Regel der Zugang zu diesen Gerichten versperrt ist, weil das Unionsrecht in der Mehrzahl der Fälle von nationalen Behörden vollzogen wird[62]. Im Pflichtfach sind von den Studierenden nur Grundkenntnisse der wichtigsten Klagearten vor dem EuGH und dem Gericht zu erwarten. Prüfungsschemata zu den wichtigsten Verfahrensarten (Vorabentscheidungsverfahren, Vertragsverletzungsverfahren, Nichtigkeitsklage, Untätigkeitsklage und Schadensersatzklage) sind am Ende des 2. Teils unter C. abgedruckt (Rn. 55).



2. Rechtsschutz vor nationalen Gerichten, Vorabentscheidungsverfahren
Fälle 1, 2, 3, 6, 7, 8, 10, 11, 12, 15, 16 und 20; Streinz Rn. 700 ff., 724 ff. 
Prüfungsschema Vorabentscheidungsverfahren unten im 2. Teil C. (Rn. 55)
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Wichtiger sind im Pflichtfach die Verfahren vor nationalen Gerichten. Nach Art. 19 I UAbs. 2 EUV schaffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Rechtsbehelfe, damit ein wirksamer Rechtsschutz in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen gewährleistet ist. Die Gerichte in den Mitgliedstaaten sorgen demnach im Verbund mit dem EuGH in der Union für Rechtsschutz, welcher maßgeblich zur rechtsstaatlichen Verfasstheit der EU (Art. 2 S. 1 EUV) beiträgt[63]. Aus Art. 19 I UAbs. 2 EUV i.V.m. dem in Art. 47 GRC statuierten Gebots effektiven Rechtsschutzes ergeben sich für den EuGH Anforderungen auch an die Ausgestaltung der nationalen Gerichtsorganisation, insbes. die Unabhängigkeit der Gerichte (vgl. Art. 47 II GRC)[64].
Die Verfahren vor nationalen Gerichten können alle Sparten der Gerichtsbarkeit betreffen, da es in allen innerstaatlichen Streitigkeiten auf unionsrechtliche Fragen ankommen kann. Insbesondere die Grundfreiheiten sorgen dafür, dass das Unionsrecht mittlerweile alle Bereiche des Rechtslebens durchdrungen hat. 
Die Zuordnung des Unionsrechts zum Öffentlichen Recht bringt es allerdings mit sich, dass in den meisten Klausuren auch eine öffentlich-rechtliche Einkleidung gewählt wird. Hier können dann alle Verfahrens- und Klagearten vorkommen, die die VwGO vorsieht.
Besonderheiten, die aus dem Unionsrecht herrühren, sind insbes. mit dem Vorabentscheidungsverfahren gem. Art. 267 AEUV verbunden. Gemäß Art. 267 I AEUV entscheidet der Gerichtshof im Wege der Vorabentscheidung über die Auslegung der Verträge und über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union. Die Auslegungsbefugnis bezieht sich über die „Handlungen der Organe“ auch auf das gesamte von den Rechtsetzungsorganen der EU erlassene Sekundärrecht. Der Gerichtshof kontrolliert somit die ordnungsgemäße Anwendung des Unionsrechts durch die Organe der Union und durch die Mitgliedstaaten. Er hat diesbezüglich ein Auslegungs- und Verwerfungsmonopol[65]. Die mitgliedstaatlichen Gerichte (einschließlich des BVerfG[66]) können oder müssen dem EuGH Unionsrecht zur Vorabentscheidung vorlegen, um in dem ihnen vorliegenden innerstaatlichen Fall entscheiden zu können. Es ist daher wichtig, die Voraussetzungen der Vorlage und der Vorlagepflicht zu kennen, da dies auch in Klausuren relevant werden kann[67]. Ein Gericht[68] kann auch vorlegen, wenn es bereits im Wege der konkreten Normenkontrolle gem. Art. 100 I GG das BVerfG angerufen hat[69].
Ein Verstoß gegen die Vorlagepflicht kann zu einem Entzug des gesetzlichen Richters i.S.d. Art. 101 I 2 GG führen und daher nach deutschem Recht gem. Art. 93 I Nr. 4a i.V.m. Art. 101 I 2 GG im Wege der Verfassungsbeschwerde überprüft werden (dazu Fall 13 und Rn. 46). Dies dient mittelbar auch der innerstaatlichen Durchsetzung der Vorlagepflicht[70]. Auf der europäischen Ebene stellt die pflichtwidrige Nichtvorlage zudem eine Vertragsverletzung dar, die gemäß Art. 258 AEUV gerügt werden kann. Die Kommission hielt sich allerdings zumindest früher sehr zurück, die Einhaltung der Vorlagepflicht durch die mitgliedstaatlichen Gerichte im Wege des Vertragsverletzungsverfahrens zu überwachen[71]. Das hat sich mit einem Verfahren gegen Frankreich geändert, in dem der EuGH festgestellt hat, dass der Conseil d'État seiner Vorlagepflicht nicht nachgekommen ist[72].
Im Rahmen des vorläufigen Rechtsschutzes ist ein weiteres Einflussgebiet des Unionsrechts auf das nationale Prozessrecht zu finden (dazu Fall 15 und Rn. 29). Die Bearbeiter müssen diese Modifikationen des nationalen Prozessrechts kennen.



VII. Richtlinien im innerstaatlichen Recht

1. Allgemeines
Fälle 11 und 12; Streinz Rn. 482 ff.
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Besonders wichtig auch in Pflichtfachklausuren sind die von der Union erlassenen Richtlinien (Art. 288 III AEUV). Sie beeinflussen das nationale Recht dadurch, dass sie durch nationale Gesetze umgesetzt werden müssen. Nach der Umsetzung bleiben sie zudem für die Auslegung und Anwendung der Gesetze relevant[73]. Doch auch schon vor der Umsetzung können sie innerstaatliche Wirkung entfalten, insbesondere dann, wenn sie nicht fristgerecht umgesetzt wurden.
Es sind verschiedene Problembereiche zu unterscheiden:
	•
	Folgen bei nicht erfolgter Richtlinienumsetzung (dazu sogleich 2./Rn. 22)

	•
	Probleme nach erfolgter Richtlinienumsetzung (dazu sogleich 3./Rn. 23)

	•
	Staatshaftung der Mitgliedstaaten bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Richtlinienumsetzung (dazu sogleich 4./Rn. 24)





2. Folgen bei nicht erfolgter Richtlinienumsetzung
Fall 11; Streinz Rn. 482 ff., 514 ff.
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Richtlinien sind gem. Art. 288 III AEUV grundsätzlich an die Mitgliedstaaten gerichtet und daher nicht innerstaatlich anwendbar, bevor sie umgesetzt wurden. Gleichwohl hat der EuGH ihnen in bestimmten Fällen eine innerstaatliche Wirkung zugesprochen, um die Befolgung der Umsetzungsverpflichtung durch die Mitgliedstaaten zu sanktionieren. So ist nationales Recht immer im Lichte des Wortlauts und des Zwecks der Richtlinie, also richtlinienkonform, auszulegen[74]. Dies bezieht sich nicht nur auf das speziell zur Umsetzung der Richtlinie erlassene Recht, sondern auf das gesamte nationale Recht im Regelungsbereich der Richtlinie[75]. Sehr umstritten ist allerdings, ob die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung erst mit dem Ablauf der Umsetzungsfrist oder schon früher, etwa mit dem Erlass der Richtlinienbestimmung, beginnt[76]. Ist die Umsetzungsfrist verstrichen, ohne dass eine Umsetzung erfolgt ist, so können sich Einzelne unter bestimmten Voraussetzungen auf die Bestimmungen der Richtlinie berufen. Sie ist dann unmittelbar anwendbar. Eine solche Fallgestaltung, in der eine richtlinienkonforme Auslegung[77] verlangt wird oder die „unmittelbare Wirkung“ zu prüfen ist, kann auch im Pflichtfachexamen Gegenstand der Prüfung sein[78]. Zu möglichen Schadensersatzansprüchen bei nicht erfolgter Umsetzung siehe sogleich unter 4.



3. Probleme nach erfolgter Richtlinienumsetzung
Fall 13; Streinz Rn. 507 ff.

23

Noch prüfungsrelevanter ist die Konstellation, in der zwar eine Umsetzung erfolgt ist, diese aber möglicherweise nicht vollständig den Anforderungen der Richtlinie entspricht. Auch hier ist zunächst an eine richtlinienkonforme Auslegung des nationalen Rechts zu denken. Kommt eine solche (z.B. wegen des eindeutig entgegenstehenden Wortlauts, str.) nicht in Betracht, so ist wiederum nach Möglichkeiten der unmittelbaren Wirkung der Richtlinie zu fragen. Wegen der Anknüpfung an existierendes nationales Recht liegt in dieser Fallgruppe ein entscheidender und für Prüfungszwecke gut verwendbarer Schnittpunkt zwischen nationalem Recht und Unionsrecht. In diesem Bereich gilt besonders, dass jedes Rechtsgebiet europarechtlich beeinflusst sein kann, weil Richtlinien zu nahezu jedem Themenfeld ergehen und für nahezu jeden Lebensbereich relevant sind. Zu möglichen Schadensersatzansprüchen bei ungenügender Umsetzung siehe sogleich unter 4.



4. Staatshaftung der Mitgliedstaaten bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Richtlinienumsetzung
Fall 11; Streinz Rn. 515 ff.

24

In den beiden zuvor genannten Konstellationen ist es über die bereits genannten Folgen hinaus möglich, dass die nicht erfolgte oder fehlerhafte Richtlinienumsetzung für den betreffenden Mitgliedstaat haftungsrechtliche Konsequenzen hat. Der EuGH statuiert unter bestimmten Voraussetzungen eine entsprechende Staatshaftung (dazu sogleich VIII.).



VIII. Unionsrechtliche Staatshaftung der Mitgliedstaaten
Fälle 2 und 11; Streinz Rn. 465 ff., 515 ff. 
Prüfungsschema Schadensersatzklage unten im 2. Teil C. (Rn. 55)
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Der Europäische Gerichtshof hat in seiner berühmten Francovich-Entscheidung[79] erstmals eine mitgliedstaatliche Haftung für die Verletzung von Unionsrecht (damals noch Gemeinschaftsrecht) statuiert. Diese Rspr. stieß seinerzeit auf scharfe Kritik, weil es keine ausdrückliche Rechtsgrundlage für diese Rechtsfortbildung im EG-Vertrag gab. Mittlerweile ist die unionsrechtliche Staatshaftung der Mitgliedstaaten allerdings allgemein anerkannt.
Sie tritt in zwei Konstellationen auf: Die erste betrifft die Verletzung von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht, insbesondere von Primärrecht. Verletzt beispielsweise ein Mitgliedstaat durch sein Verhalten eine Grundfreiheit, so kommt ein unionsrechtlicher Staatshaftungsanspruch des Geschädigten in Betracht. Der EuGH hat hierfür eine Reihe von Voraussetzungen statuiert. Noch nicht abschließend geklärt ist indes, welche Rolle das nationale Haftungsrecht (in Deutschland also insbes. Art. 34 GG und § 839 BGB) im Rahmen des unionsrechtlichen Anspruchs spielt (dazu Fall 2 und Fall 11).
Beispiele:
Reinheitsgebot für Bier[80], Staatshaftung für judikatives Unrecht (dazu Fall 2).

Die zweite Konstellation betrifft die fehlerhafte (insbes. verspätete oder unvollständige) Richtlinienumsetzung durch die Mitgliedstaaten. Anhand dieser Fallgruppe wurde der Staatshaftungsanspruch ursprünglich entwickelt (Fall Francovich, s.o.). Auch hier kommen unter bestimmten Voraussetzungen Haftungsansprüche in Betracht.
Beispiele:
Francovich-Rspr., Pauschalreiserichtlinie[81], ehemalige Haustürwiderrufsrichtlinie (dazu Fall 11).

Mittlerweile ist die unionsrechtliche Modifikation des Staatshaftungsrechts allgemein anerkannt und fester Bestandteil des Stoffkanons im Recht der staatlichen Ersatzleistungen. Pflichtfachstudierende sollten die geschilderten Fallgruppen also kennen und anwenden können.



IX. Verwaltungsvollzug und Unionsrecht

1. Allgemeines
Fälle 14 und 15; Streinz Rn. 588 ff.

26

Im Bereich des Verwaltungsvollzugs liegt ein weiterer Schwerpunkt europarechtlicher Einwirkung auf das nationale Recht. Das Handeln der Unionsorgane ist vor allem auf Rechtsetzung, nicht auf Vollzug gerichtet. Unionsrecht bedarf daher des Vollzugs durch die Mitgliedstaaten. Man spricht von indirektem Vollzug. Die Union kann sich nicht ohne Weiteres darauf verlassen, dass dieser Vollzug ordnungsgemäß durchgeführt wird. Deshalb hat insbesondere der EuGH Modifikationen des nationalen Verwaltungsrechts statuiert.
Im Einzelnen handelt es sich um folgende Fallgruppen:
	•
	Rückforderung unionsrechtswidriger Subventionen (dazu sogleich 2./Rn. 27)

	•
	Sonstige Fragen der Bestandskraft von Verwaltungsakten (dazu sogleich 3./Rn. 28)

	•
	Fragen des vorläufigen Rechtsschutzes (dazu sogleich 4./Rn. 29)

	•
	Vorgaben für die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit einer Maßnahme (dazu sogleich 5./Rn. 30)

	•
	Modifikationen bei Ermessensentscheidungen (dazu sogleich 6./Rn. 31)





2. Rückforderung unionsrechtswidriger Subventionen
Streinz Rn. 618 ff.

27

Einen der bereits klassischen Fälle unionsrechtlicher Einwirkung auf das Verwaltungsrecht bildet die Rückforderung unionsrechtswidriger Subventionen, die mittels Verwaltungsakt gewährt wurden. Hier hat der EuGH zwei Grundsätze entwickelt, den Grundsatz der Effektivität (auch „Effektivitätsgebot“) und den Grundsatz der Äquivalenz (auch „Äquivalenzgebot“ bzw. Grundsatz der Gleichwertigkeit, früher: Diskriminierungsverbot)[82]. Der Unionsrechtsvollzug darf nicht schlechter funktionieren als der Vollzug nationalen Rechts und muss effektiv sein. Diese Grundsätze durchzieht die Rspr. des Gerichtshofs in vielen Fällen. Für die Rückforderung von Subventionen bedeutet das, dass die §§ 48, 49 VwVfG in weitem Umfang modifiziert werden, wenn Unionsrecht umgesetzt wird. Insbesondere Fragen des Vertrauensschutzes werden vom Unionsrecht anders bewertet als im nationalen Recht.
Beispiel:
Rückforderung unionsrechtswidriger Beihilfen[83].




3. Sonstige Fragen der Bestandskraft von Verwaltungsakten
Fall 14; Streinz Rn. 624 ff.
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Fragen der Bestandskraft von Verwaltungsakten stellen sich aber auch in anderen Fällen mit Unionsrechtsbezug. So fragt sich, ob das Unionsrecht die Bestandskraft von nationalen Verwaltungsakten auf der Grundlage von nationalem Verwaltungsrecht in den Fällen achtet, in denen sich ihre Durchbrechung günstig für den Bürger auswirken könnte. Beispielsweise gilt es zu klären, ob ein bestandskräftiger, aber unionsrechtswidriger Abgabenbescheid nachträglich verändert werden kann. Vor allem im Steuerrecht besitzt die Frage hohe praktische Relevanz.



4. Fragen des vorläufigen Rechtsschutzes
Fall 15; Streinz Rn. 729 ff.
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Auch die prozessualen Vorgaben für den vorläufigen Rechtsschutz gegen Maßnahmen der Verwaltung werden durch das Unionsrecht modifiziert. Der EuGH hat die Voraussetzungen, unter denen nationale Gerichte Rechtsakte vorläufig außer Vollzug setzen können, wenn vorläufiger Rechtsschutz im Zusammenhang mit potentiell rechtswidrigen Unionsrechtsakten gesucht wird, abschließend festgelegt (dazu Fall 15 und oben Rn. 20).



5. Vorgaben für die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit einer Maßnahme
Fall 15; Streinz Rn. 614

30

Gelegentlich haben die nationalen Behörden europarechtlich vorgegebene Maßnahmen vereitelt, indem sie nicht schnell genug handelten bzw. die letztlich Verpflichteten nicht ausreichend „zwangen“, den Anordnungen zu folgen. Insbesondere die aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen (z.B. Widerspruch nach § 80 VwGO) kann dazu führen, dass der Einzelne die angestrebte Wirkung einer staatlichen Maßnahme unterläuft. Um dies zu verhindern, müssen die Mitgliedstaaten alle Möglichkeiten des nationalen Rechts ausschöpfen, um den unionsrechtlich erwünschten Erfolg zu sichern. So wurde Deutschland beispielsweise verpflichtet, in weiterem Umfang von der Möglichkeit einer Anordnung der sofortigen Vollziehung (§ 80 II 1 Nr. 4 VwGO) Gebrauch zu machen, als dies bei rein innerstaatlichen Fällen tunlich wäre. Auch diese Konstellation muss Pflichtfachstudierenden geläufig sein.
Beispiel:
Obligatorische Tafelwein-Destillation (dazu Fall 15).




6. Modifikationen bei Ermessensentscheidungen
31

Schließlich müssen mitgliedstaatliche Behörden das Unionsinteresse auch im Rahmen von Ermessensentscheidungen berücksichtigen. Gegebenenfalls kann es auch zu einer Ermessensreduzierung auf Null zugunsten des Unionsinteresses kommen, etwa im Rahmen der Aufhebung von Verwaltungsakten nach den §§ 48, 49 VwVfG.



D. Arbeitsanleitung für Pflichtfachstudierende
32

Aus dem bisher Gesagten kann eine konkrete und zusammenfassende Arbeitsanleitung für Pflichtfachstudierende abgeleitet werden. Sie enthält diejenigen Fälle in diesem Buch sowie diejenigen Passagen im Lehrbuch von Streinz, die durchzuarbeiten sind, um eine ausreichende Vorbereitung auf das Pflichtfachexamen zu gewährleisten.

	Themenbereich
	Fälle
	Streinz, Europarecht (Rn.)

	Grundlagen der EU, die Unionsorgane und ihre Handlungen
	17 (mit Einschränkungen)
	87 ff.

	Grundfreiheiten
	1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 16, 17, 22
	820 ff., 894 ff., 939 ff., 951 ff., 958 ff., 971 ff., 1027 ff.

	Grundrechte/Anspruch auf Demokratie/gesetzlicher Richter
	9, 17/10/13
	757 ff.

	Verhältnis von nationalem Recht und Europarecht
	6, 10, 11, 12, 13
	198 ff., 207 ff., 250 ff., 267

	Prozessuale Fragen bei Fällen mit Unionsbezug
	1, 2, 3, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 15, 16, 17, 20, 21, 22
	628 ff., 700 ff., 724 ff.

	Richtlinien im innerstaatlichen Recht
	11, 12, 16, 22
	482 ff., 493 ff., 507 ff., 514 ff.

	Unionsrechtliche Staatshaftung
	2, 11
	465 ff., 515 ff.

	Verwaltungsvollzug
	14, 15
	588 ff., 614, 618 ff., 624 ff., 729 ff.




	Überblick über die Prüfungsschemata des Klausurteil

	Arbeitnehmerfreizügigkeit, Art. 45 ff. AEUV: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 5 (Rn. 203)

	Dienstleistungsfreiheit, Art. 56 ff. AEUV: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 3 (Rn. 139)

	Kapitalverkehrsfreiheit, Art. 63 AEUV: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 3 (Rn. 141)

	Niederlassungsfreiheit, Art. 49 ff. AEUV: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 3 (Rn. 140)

	Warenverkehrsfreiheit, Art. 28 ff. AEUV: Wiederholung und Vertiefung zu Fall 1 (Rn. 86)

	Verfahren vor dem EuGH und dem Gericht: 2. Teil C. (Rn. 55).







2. Teil Klausurkonstellationen im Europarecht

A. Zusammenstellung denkbarer Konstellationen
33

Das Unionsrecht wirkt in vielfacher Weise auf das nationale Recht ein. Nationale Rechtsnormen und Normen des Unionsrechts ergänzen und durchdringen einander. Das hat zur Folge, dass auch die Klausuren mit Europarechtsbezug meist auf einer Mischung von nationalem Recht und Unionsrecht beruhen. Anders ist dies nur im Bereich der völkerrechtlichen Beziehungen der Union zu ihren Mitgliedstaaten und in denjenigen Bereichen, in denen der Einzelne in unmittelbare Beziehungen zur EU tritt. Hier kann das Unionsrecht der alleinige Maßstab für die Falllösung sein.
Schon diese kurze Einführung zeigt, dass die denkbaren Klausurkonstellationen im Europarecht vielfältig sind. Im Folgenden sollen typische Konstellationen abstrakt behandelt werden, bevor im 3. Teil die konkreten Fälle besprochen werden. Im Rahmen der abstrakten Darstellung wird jeweils auf die Entsprechungen im Klausurteil verwiesen. Die vorgenommene Typisierung erhebt keinen Vollständigkeitsanspruch und ist nicht abschließend gedacht. Die dargestellten Konstellationen können sich überdies überschneiden.
Die Darstellung der Klausurkonstellation ist sowohl für Studierende des Schwerpunktbereichs als auch für solche des Pflichtfachs gedacht. Jeweils zu Beginn einer Darstellung ist gekennzeichnet, ob die entsprechende Konstellation nur für den Schwerpunktbereich oder auch im Pflichtfach relevant ist.
Es werden die folgenden Klausurkonstellationen besprochen:
	•
	Grundfreiheiten in der Klausur (dazu sogleich B. I./Rn. 34 ff.)

	•
	Europäische Grundrechte in der Klausur (dazu sogleich B. II./Rn. 38 ff.)

	•
	Verordnungen in der Klausur (dazu sogleich B. III./Rn. 40)

	•
	Richtlinien in der Klausur (dazu sogleich B. IV./Rn. 41 f.)

	•
	Das Verhältnis von Unionsrecht und nationalem Recht als Klausurproblem 
(dazu sogleich B. V./Rn. 43 ff.)

	•
	Verwaltungsvollzug und Unionsrecht (dazu sogleich B. VI./Rn. 47)

	•
	Der Einzelne wehrt sich gegen Unionsrecht (dazu sogleich B. VII./Rn. 48 f.)

	•
	Mitgliedstaaten und Unionsorgane oder Mitgliedstaaten untereinander als Kontrahenten (dazu sogleich B. VIII./Rn. 50)

	•
	Streitigkeiten zwischen Unionsorganen (dazu sogleich B. IX./Rn. 51)

	•
	Europäisches Wirtschaftsrecht in der Klausur (dazu sogleich B. X./Rn. 52)

	•
	Völkerrechtliche Verträge in der Europarechtsklausur (dazu sogleich B. XI./Rn. 53)

	•
	Das Recht des EUV in der Klausur (dazu sogleich B. XII./Rn. 54)





B. Die Konstellationen im Einzelnen

I. Grundfreiheiten in der Klausur
Fälle 1 bis 9, 17 und 22; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich


1. Grundfreiheiten vor nationalen Gerichten
Fälle 1 bis 9


a) Die materiellrechtliche Prüfung
34

Die wohl häufigste Klausurkonstellation betrifft die Grundfreiheiten. Sie sind in den Art. 28 ff. AEUV enthalten und gehören somit zum Primärrecht der Union. Die Grundfreiheiten gehen jeglichem nationalen Recht vor. Sie sind überdies unmittelbar anwendbar und somit von allen innerstaatlichen Behörden und Gerichten zu beachten.
Aufgrund dieser Stellung gehören die Grundfreiheiten zu den Hauptmaßstäben für die europarechtliche Überprüfung nationalen Rechts. Der Einzelne kann behaupten, eine nationale Rechtsnorm sei unionsrechtswidrig, weil sie gegen Grundfreiheiten verstoße. Dem muss der Richter im Rahmen seiner Rechtsfindung nachgehen. Kommt er zu dem Ergebnis, dass ein Verstoß gegen Grundfreiheiten vorliegt, so muss er die entsprechende nationale Norm unangewendet lassen. Unionsrechtswidrigkeit führt nicht zur Nichtigkeit einer Norm, sondern nur zu deren Unanwendbarkeit in Fällen mit Unionsrechtsbezug (sog. „Anwendungsvorrang“ des Unionsrechts[1]).
Die Unionsrechtswidrigkeit kann sich auf eine Norm in ihrer Gesamtheit, aber auch nur auf einzelne Tatbestandsmerkmale beziehen. Insbesondere solche Normen oder Normteile, die zwischen reinen Inlandssachverhalten und grenzüberschreitenden Sachverhalten differenzieren, können in Konflikt mit den Grundfreiheiten geraten.
Aufbautechnisch beginnt die Klausur immer mit dem Prüfungsprogramm nach nationalem Recht. So ist etwa im Rahmen der Begründetheitsprüfung einer Anfechtungsklage mit der Untersuchung der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes zu beginnen. Bei der Frage nach der Rechtsgrundlage für den Verwaltungsakt kann aber bereits die Frage auftauchen, ob diese wegen Unvereinbarkeit mit einer Grundfreiheit unanwendbar bleiben muss. Es schließt sich die unionsrechtliche Prüfung an. Im Anschluss kann dann wieder nationales Recht zur Anwendung kommen.
Die Prüfung der Grundfreiheiten vor nationalen Gerichten ist also immer in die aus den anderen Rechtsgebieten bekannte Prüfung nationalen Rechts eingebettet. Sie findet ihren Anknüpfungspunkt oft bei der Frage nach der Rechtsgrundlage oder nach der Anwendbarkeit einer Norm.



b) Prozessuale Fragen
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Hält ein nationales Gericht eine Grundfreiheit für einschlägig, um den ihm vorliegenden Streit zu entscheiden, so sieht es sich vor die Frage gestellt, ob es die Sache gem. Art. 267 AEUV dem EuGH vorlegt. Der Begriff „Gericht“ ist dabei unionsrechtlich zu bestimmen und umfasst alle unabhängigen Organe, die in einem rechtsstaatlich geordneten Verfahren Rechtsstreitigkeiten mit Rechtskraftwirkung verbindlich entscheiden können[2]. Gerichte, die nicht letztinstanzlich entscheiden, haben ein Vorlagerecht, aber keine Vorlagepflicht, Art. 267 II AEUV. Gerichte, deren Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, haben – von Ausnahmefällen abgesehen[3] – eine Vorlagepflicht, Art. 267 III AEUV. Zu beachten ist daher, dass jedes Gericht, dessen Entscheidung im konkreten Fall nicht mehr mit Rechtsmitteln angefochten werden kann, zur Vorlage verpflichtet ist[4]. 
Für die Klausur führt die Vorlagepflicht dazu, dass auch der Bearbeiter eine Vorlage in Betracht ziehen muss. Es ist daher wichtig, die Voraussetzungen der Vorlage und der Vorlagepflicht zu kennen. Häufig wird aber eine Vorlage entbehrlich sein, wenn und weil bereits eine gesicherte Rspr. des EuGH vorliegt. Teilweise wird auch der Bearbeitervermerk weiterhelfen, der beispielsweise ausdrücklich auf ein Vorabentscheidungsverfahren abzielen (dazu Fälle 1, 2, 12, 16 und 20) oder eine Vorlage ausschließen kann. Doch auch wenn lediglich nach der Entscheidung des nationalen Gerichts gefragt wird (Formulierung z.B. „Wie wird das Gericht entscheiden?“), muss in manchen Fällen eine Vorlageentscheidung in Zulässigkeit und Begründetheit geprüft werden.
Für die Prüfungskandidaten bedeutet das, dass sie die Voraussetzungen des Vorabentscheidungsverfahrens beherrschen und auch in der Lage sein müssen, korrekte Vorlagefragen zu stellen bzw. zu formulieren (dazu oben 1. Teil C. VI. 2, sowie Fälle 1 und 16). Dabei ist insbes. zu beachten, dass der Gerichtshof nach den Art. 251 ff. AEUV nur befugt ist, über die Auslegung von Unionsrecht zu entscheiden. Nationales Recht darf er nicht auslegen. Deshalb muss die Vorlagefrage immer so formuliert sein, dass sie nach der Auslegung von Unionsrecht fragt (dazu Fälle 1 und 16). Falsch wäre es demnach, nach der Vereinbarkeit einer nationalen Norm mit Unionsrecht zu fragen. Falsch wäre es auch, einfach nur nach der Auslegung „des Unionsrechts“ oder – wenn in einer ersten Frage bereits eine konkrete Norm genannt wurde – mit einer weiteren Frage nach dem „sonstigem Unionsrecht“ zu fragen. Denn der Gerichtshof verlangt, dass Vorlagefragen – zumindest implizit – stets einen Anknüpfungspunkt zu einer unionsrechtlichen Norm haben. Es muss erkennbar sein, auf welcher unionsrechtlichen Grundlage die Zweifel des vorlegenden Gerichts basieren[5]. Die Vorlagefrage muss abstrakt formuliert sein, da die konkrete Anwendung des Auslegungsergebnisses auf den Einzelfall Sache des vorlegenden nationalen Gerichts ist.
Der EuGH ist allerdings befugt, unzulässige Vorlagefragen so auszulegen, dass er sie zulässigerweise beantworten kann. Angesichts der Stellung des EuGH als Wahrer der Einheit des Unionsrechts nach Art. 19 I 2 EUV darf er dem nationalen Gericht die erforderlichen Hinweise zur Auslegung des Unionsrechts geben, damit dieses den konkreten Sachverhalt entscheiden kann[6].

Je nach Komplexität der Fragestellung kann es sich zudem anbieten, die Vorlagefrage in mehrere Einzelfragen aufzuteilen, um einen „Satzbandwurm“ zu vermeiden. Dies geschieht in der Praxis z.B. nach dem Muster: 1) „Frage 1“, 2) „Für den Fall, dass Frage 1 bejaht wird: Frage 2“ etc. (s. dazu Fall 16).



2. Grundfreiheiten und nationale Behördenentscheidungen
Fall 6
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Etwas ungewöhnlicher ist die Konstellation, in der eine nationale Behörde der Auffassung ist, sie habe Grundfreiheiten anzuwenden und das nationale Recht verstoße dagegen. Hier ist umstritten, ob sie berechtigt ist, das nationale Recht unangewendet zu lassen.
Der EuGH bejaht dies uneingeschränkt und verpflichtet nationale Behörden, Unionsrecht umfassend zur Durchsetzung zu verhelfen. Gegner dieser Lösung betonen, dass eine Behörde auch im Falle eines festgestellten Verstoßes gegen höherrangiges nationales Recht keine Verwerfungskompetenz habe[7].
Dieser Streit kann etwa relevant werden, wenn in einer Klausur eine Widerspruchsentscheidung zu fertigen ist. Hier müsste der Bearbeiter überlegen, ob die jeweilige Behörde für das nationale Recht eine Verwerfungs- bzw. Nichtanwendungskompetenz besitzt oder nicht, und dies auch entsprechend erörtern.



3. Grundfreiheiten vor europäischen Gerichten
Fälle 1 bis 3 und 22
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Der EuGH hat vor allem im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 267 AEUV über die Auslegung der Grundfreiheiten zu entscheiden. Diese Entscheidung wird immer von nationalen Gerichten an ihn herangetragen.
Eine weitere prozessuale Konstellation, in der es zur Überprüfung von nationalem Recht am Maßstab der Grundfreiheiten kommt, ist das Vertragsverletzungsverfahren gem. Art. 258, 259 AEUV. Hier rügt die Kommission bzw. ein Mitgliedstaat einen Unionsrechtsverstoß durch einen (anderen) Mitgliedstaat. Diese Konstellation ist aufbautechnisch einfach zu handhaben, da nach der Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für das Verfahren nach Art. 258, 259 AEUV im Rahmen der Begründetheit einfach der Verstoß gegen Grundfreiheiten zu prüfen ist.
Demgegenüber sind Grundfreiheiten als Maßstab in anderen Klageverfahren vor europäischen Gerichten eher selten. Das liegt daran, dass in den anderen Verfahren meist Handlungen der Unionsorgane überprüft werden. Diese werden aber meist nicht an Grundfreiheiten, sondern am Maßstab anderer europarechtlicher Normen überprüft. Nur wenn behauptet wird, eine Harmonisierungsmaßnahme der EU verstoße ihrerseits gegen Grundfreiheiten, kommt auch eine Prüfung etwa im Rahmen der Nichtigkeitsklage (Art. 263 AEUV) in Betracht. In der Regel fungieren Grundfreiheiten aber als Maßstabsnormen für mitgliedstaatliches Verhalten, das primär vor nationalen Gerichten zu überprüfen ist.



II. Europäische Grundrechte in der Klausur
Fall 9; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich


1. Unionsgrundrechte und Unionsorgane
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Europäische Grundrechte binden in erster Linie die Unionsorgane. Deshalb werden sie vor allem in denjenigen Konstellationen relevant, in denen ein Unionsrechtsakt auf seine Rechtmäßigkeit überprüft wird. Inhaltlich erfolgt eine „klassische“ Grundrechtsprüfung (Schutzbereich – Eingriff – Rechtfertigung). Die bevorzugte Verfahrensart für die Überprüfung anhand der Grundrechte ist die Nichtigkeitsklage vor dem EuGH oder dem Gericht (Art. 263 AEUV).
Vor nationalen Gerichten kann zwar auch ein Verstoß von Unionsrechtsakten gegen Unionsgrundrechte gerügt werden. Nationale Gerichte dürfen aber kein Unionsrecht verwerfen, sondern müssen gem. Art. 267 AEUV dem EuGH die Frage nach der Gültigkeit vorlegen. Erklärt der Gerichtshof den entsprechenden Unionsrechtsakt wegen Verstoßes gegen Unionsgrundrechte für ungültig, kann das nationale Gericht den ihm vorliegenden Fall ohne Anwendung dieses Rechtsakts entscheiden. Ist in einer Klausur nach der Entscheidung des nationalen Gerichts gefragt, muss dementsprechend eine Vorlageentscheidung gefertigt und eine entsprechende Vorlagefrage formuliert werden, sofern der Bearbeiterhinweis oder ein offensichtlicher „acte clair“ keine andere Lösung nahelegt.



2. Unionsgrundrechte und Mitgliedstaaten
Fall 9
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Die Unionsgrundrechte binden aber auch die Mitgliedstaaten (s. insbes. Art. 51 I 1 GRC). Diese sind zwar primär an die Grundrechte ihres eigenen Verfassungsrechts gebunden, müssen aber zusätzlich auch die Grundrechte des Unionsrechts beachten.
Der EuGH führt in st. Rspr. aus, er könne keine Maßnahme als rechtens anerkennen, die unter Verstoß gegen Grundrechte zustande gekommen ist[8]. Allgemein gilt aber, dass Unionsgrundrechte nur dann auf mitgliedstaatliches Verhalten anwendbar sind, wenn der Unionsrechtsbezug durch andere Normen hergestellt ist.
Grundrechte binden die Mitgliedstaaten vor allem in zwei Konstellationen. Zum einen dienen sie als zusätzlicher Maßstab im Rahmen einer Grundfreiheitsprüfung. Eine mitgliedstaatliche Maßnahme, die in Grundfreiheiten eingreift, kann nur gerechtfertigt sein, wenn sie auch den Unionsgrundrechten standhält. Umgekehrt kann ein Eingriff in Grundfreiheiten auch durch Erfordernisse des Grundrechtsschutzes gerechtfertigt sein (siehe hierzu Fall 9).
Die zweite wichtige Konstellation betrifft den Vollzug des Unionsrechts durch nationale Behörden. Wird beispielsweise eine Unions-VO vollzogen, so müssen die Mitgliedstaaten hierbei die Unionsgrundrechte achten.
Prozessual begegnet einem die Grundrechtsprüfung im Zusammenhang mit den Mitgliedstaaten vor allem in Verfahren vor nationalen Gerichten. Hier muss der Einzelne eine entsprechende Grundrechtswidrigkeit rügen. Das kann dann zu einem Vorabentscheidungsverfahren gem. Art. 267 AEUV führen.
Ausnahmsweise können die Grundrechte auch im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens nach Art. 258 AEUV als Prüfungsmaßstab in Betracht kommen. Die Kommission müsste rügen, eine mitgliedstaatliche Maßnahme verstoße gegen Unionsgrundrechte. In der Praxis ist diese Konstellation allerdings selten.



III. Verordnungen in der Klausur
Fälle 17, 18, 20 und 23; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich
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Verordnungen sind die Gesetze des Unionsrechts. Sie sind nach Art. 288 II AEUV unmittelbar innerstaatlich anwendbar und gehen nationalem Recht vor. Deshalb können sie Maßstab für die Überprüfung von nationalem Recht vor nationalen Gerichten sein. Denkbar ist auch ein Vertragsverletzungsverfahren gem. Art. 258 AEUV gegen einen Mitgliedstaat wegen des Verstoßes gegen eine Verordnung. Wenn diese Konstellationen gleichwohl in Klausuren eher selten sind, so liegt das daran, dass sie kaum tiefgreifende Probleme aufwerfen.
Häufiger treten Konstellationen auf, in denen die Verordnung selbst Gegenstand der Überprüfung ist. Hier kann unter Umständen auch von Einzelnen eine Nichtigkeitsklage zum Gericht erhoben werden, Art. 263 IV AEUV. Wird die Ungültigkeit einer Verordnung vor einem nationalen Gericht gerügt, so bedarf es eines Vorabentscheidungsverfahrens beim EuGH, da nationale Gerichte kein eigenes Verwerfungsrecht haben.
Eine weitere Variante der Klausurgestaltung liegt (bei Fall 18 bzw. 23) darin, dass die Rechtmäßigkeit einer Maßnahme der Union, etwa der Kommission, bzw. eines Mitgliedstaats nicht bloß an den Verträgen, sondern auch anhand von Verordnungen zu prüfen ist.



IV. Richtlinien in der Klausur
Fälle 11, 12, 22 und 23; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich


1. Richtlinien als Maßstab mitgliedstaatlichen Handelns
Fälle 11, 12, 20, 22 und 23

41

Richtlinien (Art. 288 III AEUV) spielen in der europarechtlichen Klausurpraxis eine große Rolle. Im Gegensatz zu den Verordnungen sind sie innerstaatlich grundsätzlich nicht unmittelbar anwendbar, sondern bedürfen der Umsetzung in nationales Recht. Sie sind vor allem der Maßstab für mitgliedstaatliche Umsetzungsmaßnahmen, die an ihnen gemessen werden können. Dabei ist zu beachten, dass sie gem. Art. 288 III AEUV für die Mitgliedstaaten hinsichtlich des Ziels verbindlich sind, ihnen aber bei der Umsetzung einen Spielraum lassen. Dieser Spielraum ist indes umso geringer, je detaillierter die Richtlinienregelung selbst ist. Der Unionsgesetzgeber tendiert mehr und mehr dazu, so umfangreiche Richtlinienbestimmungen zu erlassen (sog. „Vollharmonisierung“), dass es praktisch zu einer Vollprüfung der mitgliedstaatlichen Umsetzungsmaßnahme kommt.
Gegenstand der Klausur wird nicht selten eine Konstellation sein, in der ein Mitgliedstaat eine Richtlinie nicht fristgerecht umgesetzt hat. Hier ist zu untersuchen, ob die Richtlinie gleichwohl schon Wirkung für das innerstaatliche Recht entfalten kann. Zunächst kann das bereits bestehende Recht richtlinienkonform ausgelegt werden[9]. Zudem hat der EuGH das Instrument der „unmittelbaren Wirkung“ von Richtlinien entwickelt, um das mitgliedstaatliche Verhalten zu sanktionieren und dem Einzelnen trotz versäumter Umsetzungsfrist die aus der Richtlinie fließenden Rechte zukommen zu lassen. Führen Auslegung und unmittelbare Wirkung nicht zum Ziel, so kann in einem letzten Schritt über einen Staatshaftungsanspruch wegen versäumter Umsetzung nachgedacht werden.
Hat der Mitgliedstaat die Richtlinie zwar umgesetzt, hält ein Einzelner die Umsetzung aber gleichwohl für unzureichend, so stehen grundsätzlich die gleichen Instrumente zur Verfügung: Das Umsetzungsgesetz kann richtlinienkonform ausgelegt werden, einzelne seiner Bestimmungen können durch eine unmittelbare Wirkung der Richtlinie überlagert sein, schließlich ist ein Staatshaftungsanspruch denkbar.
Prozessual kann die Unvereinbarkeit von nationalem Recht mit Richtlinien in jedem staatlichen Gerichtsverfahren und vor jedem Gericht gerügt werden. Das angerufene Gericht muss gegebenenfalls dem EuGH vorlegen, um im Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 267 AEUV die zutreffende Auslegung der Richtlinie feststellen zu lassen. Ein Verstoß nationalen Rechts gegen Richtlinienrecht kann aber auch von der Kommission im Rahmen des Vertragsverletzungsverfahrens nach Art. 258 AEUV gerügt werden.



2. Richtlinien als Gegenstand der Überprüfung
Fall 13
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Richtlinien können aber auch selbst Gegenstand der Überprüfung sein. Als Normen des sekundären Unionsrechts müssen sie in Einklang mit dem Primärrecht stehen. Die Unvereinbarkeit kann vor dem EuGH im Wege der Nichtigkeitsklage nach Art. 263 AEUV gerügt werden. Hier ist allerdings zu beachten, dass Einzelne nicht zu den Klageberechtigten gehören.
Einzelne können die Rechtswidrigkeit einer Richtlinie nur indirekt rügen. Ist die Richtlinie maßgeblich für entsprechendes Umsetzungsrecht auf nationaler Ebene, so kann für den nationalen Richter die Frage entscheidungserheblich sein, ob die Richtlinie gültig ist oder nicht. Er hat diese Frage sodann dem EuGH vorzulegen, da ein Verwerfungsrecht nationaler Gerichte nicht besteht.



V. Das Verhältnis von Unionsrecht und nationalem Recht als Klausurproblem
Fälle 6, 10, 12, 13 und 23; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich
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Das Verhältnis von nationalem Recht und Unionsrecht – also die Frage nach dem Vorrang und der unmittelbaren Anwendbarkeit des Unionsrechts – liegt unausgesprochen nahezu jeder Klausurstellung im Europarecht zugrunde. Es gibt aber Konstellationen, in denen es explizit thematisiert und zum Klausurschwerpunkt werden kann.



1. Unionsrecht und einfaches nationales Recht
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Relativ unproblematisch sind die Konstellationen, in denen nach dem Verhältnis von einfachem nationalen Recht und Unionsrecht gefragt ist. Hier geht man mittlerweile allgemein von einem Vorrang des Unionsrechts aus. Lediglich bei Richtlinien ist die unmittelbare Anwendbarkeit problematisch (siehe oben unter IV.). Sofern das Unionsrecht nicht unmittelbar anwendbar ist, kann sich der Einzelne vor den nationalen Behörden und Gerichten nicht auf die entsprechende Norm berufen.



2. Unionsrecht und nationales Verfassungsrecht
Fälle 10 und 12
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Umstritten sind die Fälle, in denen die unmittelbare Anwendbarkeit und der Vorrang des Unionsrechts nicht ohne Weiteres von den Mitgliedstaaten akzeptiert werden. Dies gilt namentlich im Verhältnis von Unionsrecht und nationalem Verfassungsrecht. Die Mitgliedstaaten betrachten sich weiterhin als „Herren der Verträge“[10] und beanspruchen ein Letztentscheidungsrecht über den Fortbestand der Union. Der EuGH hingegen geht uneingeschränkt und in allen Konstellationen vom Vorrang des Unionsrechts aus[11].
Es durfte lange Zeit als ungeklärt bezeichnet werden, ob Unionsrecht vom BVerfG am Maßstab des Grundgesetzes überprüft werden darf. Als konkrete Maßstäbe kommen die Grundrechte, Art. 38 I GG, aber auch die Kompetenzübertragungsnorm des Art. 23 i.V.m. Art. 1, 20 und 79 III GG in Betracht. Als Gegenstand der Überprüfung ist sowohl das sekundäre als auch das primäre Unionsrecht denkbar. Das BVerfG lehnt es mittlerweile ab, Unionsrecht an den Grundrechten des Grundgesetzes zu messen[12]. Anders liegt es bei so genannten „Ultra-vires-Akten“ bzw. „ausbrechenden Rechtsakten“, also sekundärem Recht, das über die Kompetenzübertragung an die Union hinausgeht (s. dazu oben 1. Teil C. V. 4.), oder neuem Primärrecht, das gegen Art. 23 I GG verstößt. Hier kommt weiterhin eine Überprüfung durch das BVerfG in Betracht. Es prüft u.a. im Rahmen der Identitätskontrolle, ob Maßnahmen von Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU die durch Art. 23 I 3 i.V.m. Art. 79 III GG geschützten Grundsätze der Art. 1 und Art. 20 GG berühren. Die Identitätskontrolle leitet sich aus Art. 79 III GG ab und ist zurückhaltend und europarechtsfreundlich auszuüben[13].
Prozessual liegt meist ein Antrag beim BVerfG zugrunde. Rügt ein Einzelner eine Grundrechtsverletzung, so muss er Verfassungsbeschwerde nach Art. 93 I Nr. 4a GG, §§ 90 ff. BVerfGG erheben. Die Frage nach dem Verhältnis von Unions- und nationalem Verfassungsrecht muss dort meist bereits in der Zulässigkeit erörtert werden. Andere Verfahrensarten kommen in Betracht, wenn staatliche Organe oder Bundesländer vor dem BVerfG gegen Unionsrecht vorgehen wollen.



3. Sonderfall: Entzug des gesetzlichen Richters
Fall 13
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In einer besonderen Konstellation kann der Einzelne beim BVerfG eine unionsrechtlich bedingte Verletzung seiner deutschen (Justiz)Grundrechte rügen. Es geht um die Fälle, in denen ein nationales Gericht seiner Vorlagepflicht zum EuGH nicht nachkommt und so dem Einzelnen den verfahrensrechtlichen Weg zu europäischen Gerichten versperrt. Hier kann ein Entzug des gesetzlichen Richters vorliegen[14]. Erforderlich ist allerdings eine unhaltbare Handhabung der Vorlagepflicht. Prozessuale Grundlage der Rüge ist eine Verfassungsbeschwerde unter Berufung auf Art. 101 I 2 GG.



VI. Verwaltungsvollzug und Unionsrecht
Fälle 14 und 15; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich
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Das Unionsrecht wird in der Regel nicht durch die Unionsorgane, sondern durch die Mitgliedstaaten vollzogen[15]. In Klausuren geht es daher selten um einen unionsunmittelbaren Vollzug.
Vielmehr ist Anknüpfungspunkt in der Klausur meist ein Fall aus dem nationalen Verwaltungsrecht. Es geht um die Rechtmäßigkeit konkreter nationaler Verwaltungsmaßnahmen. Hier kann nun die Frage auftauchen, ob das nationale Verwaltungsverfahren im Falle des Vollzugs von Unionsrecht gegenüber rein innerstaatlichen Fällen anzupassen ist. Der EuGH arbeitet hier immer mit zwei Instrumenten, dem Effektivitätsgebot einerseits und dem Äquivalenzgebot (Grundsatz der Gleichwertigkeit, früher: Diskriminierungsverbot) andererseits. Der Vollzug des Unionsrechts ist so zwar grundsätzlich Sache der Mitgliedstaaten und ihres Verwaltungsrechts, muss aber effektiv funktionieren und darf nicht schlechter funktionieren als der Vollzug reiner Inlandsfälle[16].
Aufgrund dieser Ausgangslage kommt es dazu, dass in der Klausur zunächst das nationale Verwaltungsrecht anzuwenden, sodann aber möglicherweise durch die beiden genannten Gebote zu modifizieren ist. Das kann etwa im Rahmen der Aufhebung eines Verwaltungsakts nach den §§ 48, 49 VwVfG geschehen, die bei Fällen mit Unionsrechtsbezug etwas anders anzuwenden sind als bei rein innerstaatlichen Sachverhalten (beispielsweise bei der Gewichtung des Vertrauensschutzes oder bei der Überprüfung der Frist des § 48 IV VwVfG). Stehen einzelne Erfordernisse des nationalen Verwaltungsrechts der Durchführung des Unionsrechts im Wege, so müssen sie zurückstehen oder unionsrechtskonform ausgelegt werden.
Prozessual ist Anknüpfungspunkt meist eine Klage beim Verwaltungsgericht. Im Rahmen der Begründetheit sind dann die unionsrechtlichen Modifikationen zu prüfen.



VII. Der Einzelne wehrt sich gegen Unionsrecht
Fälle 1 bis 3, 6, 7, 8, 10, 12, 13, 15 und 16; Relevanz: Pflichtfach, Schwerpunktbereich


1. Der Einzelne vor Gerichten der Union
Fall 1 
Prüfungsschemata Nichtigkeitsklage und Untätigkeitsklage unten unter C. (Rn. 55 ff.).

48

Wehrt sich ein Einzelner oder ein Unternehmen gegen Unionsrecht, so kann dies vor nationalen Gerichten oder vor europäischen Gerichten erfolgen. Vor den Gerichten der Union gibt es letztlich aber nur zwei Möglichkeiten, Klage zu erheben. Zum einen ist dies die Nichtigkeitsklage gem. Art. 263 IV AEUV. Natürliche und juristische Personen sind allerdings nicht privilegiert klageberechtigt und können nur gegen an sie gerichtete oder sie unmittelbar und individuell betreffende Handlungen sowie gegen Rechtsakte mit Verordnungscharakter[17] vorgehen, die sie unmittelbar betreffen und keine Durchführungsmaßnahmen nach sich ziehen (Art. 263 IV AEUV). Die Klage richtet sich meist gegen Entscheidungen der Kommission oder gegen Verordnungen, die einen begrenzten Adressatenkreis haben. Zum anderen besteht die Möglichkeit einer Untätigkeitsklage gem. Art. 265 III AEUV, wenn es ein Unionsorgan (Europäisches Parlament, Rat oder Kommission, Art. 265 I AEUV) unterlassen hat, eine Maßnahme an einen Einzelnen zu richten. Zuständig ist jeweils das Gericht (bzw. seit dem Vertrag von Lissabon auch die Fachgerichte). Inhaltlich sind hier vor allem diejenigen Fälle relevant, in denen die Unionsorgane, insbesondere die Kommission, das Unionsrecht selbst vollziehen.
In anderen Verfahren vor dem EuGH spielt der Bürger nicht die Hauptrolle. Dies gilt auch für das Vorabentscheidungsverfahren gem. Art. 267 AEUV, weil es hier ein nationales Gericht ist, das sich an den EuGH wendet.



2. Der Einzelne vor nationalen Gerichten
Fälle 1 bis 3, 6, 7, 8, 10, 12, 13, 15, 16 und 20
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Während Klagen Einzelner vor europäischen Gerichten in der Klausur eine eher untergeordnete Bedeutung haben, bilden Klagen vor nationalen Gerichten gewissermaßen das Herzstück der meisten Europarechtsklausuren. Denkbar sind hier alle prozessualen Konstellationen und inhaltlichen Fragestellungen, so dass eine Vertiefung im Rahmen dieses Klausurenkurses weder durchführbar noch sinnvoll erscheint. An dieser Stelle kann daher nur auf die einschlägigen Lehrbücher zum nationalen Prozessrecht verwiesen werden. Denn dessen Kenntnis ist Voraussetzung für die erfolgreiche Bearbeitung nahezu jeder Europarechtsklausur.
Erweist sich eine Klage vor einem nationalen Gericht als zulässig, so können europarechtliche Probleme an nahezu jeder Stelle der inhaltlichen Prüfung auftauchen. Tauchen sie auf, so muss der nationale Richter überlegen, ob er die Frage nach der Auslegung und der Gültigkeit des Unionsrechts im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 267 AEUV dem EuGH vorlegt oder nicht. Auch der Klausurbearbeiter muss diese Überlegungen anstellen und ggf. eine passende Vorlagefrage ausarbeiten. Meist wird er aber durch den Bearbeitervermerk darauf hingewiesen, welche Form der Prüfung erwartet wird.



VIII. Mitgliedstaaten und Unionsorgane oder Mitgliedstaaten untereinander als Kontrahenten
Fälle 17, 21 und 22; Relevanz: Schwerpunktbereich, Pflichtfach mit Einschränkungen 
Prüfungsschema Vertragsverletzungsverfahren unten unter C. (Rn. 55)
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Klausurrelevant sind auch diejenigen Fälle, in denen Mitgliedstaaten und Union als Kontrahenten aufeinander treffen. Ort der Konfrontation ist in der Regel der EuGH. Im Rahmen der im AEUV geregelten Verfahrensarten können Mitgliedstaaten und Unionsorgane in verschiedenen Konstellationen als Gegner auftreten.
Zu nennen ist zunächst das Vertragsverletzungsverfahren gem. Art. 258 AEUV. Dieses kommt zur Anwendung, wenn nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen seine unionsrechtlichen Verpflichtungen verstoßen hat. Diese Verstöße können vielfältiger Natur sein und reichen von Verletzungen des Primärrechts bis zu Verstößen gegen einzelne Spezialbestimmungen. Die Mitgliedstaaten können das Unionsrecht durch die Handlungen all ihrer Organe und Untergliederungen verletzen, so dass es unerheblich ist, welche innerstaatliche Stelle gehandelt hat. Stellt ein Mitgliedstaat den Verstoß trotz eines entsprechenden Urteils nicht ab, so kann in einem zweiten Schritt ein Zwangsgeld verhängt werden, Art. 260 AEUV[18]. Nach Art. 259 AEUV können auch Mitgliedstaaten untereinander eine Vertragsverletzung rügen (dazu Fall 22).
Ist umgekehrt ein Mitgliedstaat der Auffassung, ein Unionsorgan (Europäisches Parlament, Rat oder Kommission) habe gegen Unionsrecht verstoßen, so kommt vor allem die Nichtigkeitsklage gem. Art. 263 AEUV, aber auch die Untätigkeitsklage gem. Art. 265 AEUV in Betracht. Meist geht es um die Behauptung, ein Unionsrechtsakt verstoße gegen höherrangiges Unionsrecht. Besonders häufig sind Rügen mangelnder Zuständigkeit der Union zum Erlass eines bestimmten Rechtsakts. Ein prominentes Beispiel bildet der Streit um die Tabakwerberichtlinie, der sogar zwei EuGH-Urteile hervorgebracht hat (dazu Fall 17).
Die hier vorgestellte Fallgruppe ist vorwiegend für Studierende des Schwerpunktbereichs relevant. Im Pflichtfach können insbesondere Fragen der Kompetenzabgrenzung zwischen Union und Mitgliedstaaten nicht vertieft verlangt werden (dazu Fall 10), so dass eine Hauptfallgestaltung nicht als Klausurgegenstand in Betracht kommt. Demgegenüber kann es ausnahmsweise vorkommen, dass ein Vertragsverletzungsverfahren in den Grundzügen auch im Pflichtfach geprüft wird.



IX. Streitigkeiten zwischen Unionsorganen
Relevanz: Schwerpunktbereich 
Prüfungsschema Nichtigkeitsklage unten unter C. (Rn. 55)
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Streitigkeiten zwischen den Unionsorganen waren früher in der Praxis recht häufig. Insbesondere das Europäische Parlament war häufig geneigt, Rat und Kommission zu verklagen. Aber auch Rat und Kommission trugen gelegentlich Streitigkeiten untereinander vor dem EuGH aus. Viele der Streitfragen sind mittlerweile geklärt oder durch gesetzliche Regelungen ausgeräumt, so dass die Bedeutung dieser Fallgruppe abgenommen hat. Ihr wird deshalb auch kein eigener Fall mehr gewidmet (s. aber Fall 17 in der Erstauflage). Gleichwohl wird sie hier der Vollständigkeit halber erwähnt.
Das Verfahren, in dem die Streitigkeiten ausgetragen werden, ist meist die Nichtigkeitsklage gem. Art. 263 AEUV, weil Streitauslöser meist ein erlassener Rechtsakt ist.
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